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 Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Änderung  truppenzollrechtlicher  Vorschriften  und  an-
 derer Vorschriften (Truppenzollrechtsänderungsgesetz)

 A.  Problem und Ziel

 Die  zoll-  und  steuerrechtlichen  Bestimmungen,  die  sich  aus  dem  NATO-Trup-
 penstatut,  dem  Zusatzabkommen  zum  NATO-Truppenstatut,  dem  Hauptquar-
 tierprotokoll,  dem  Ergänzungsabkommen  und  dem  Statusübereinkommen  erge-
 ben,  werden  durch  das  Truppenzollgesetz  (TrZG)  aus  dem  Jahre  1962  national
 umgesetzt.  Das  TrZG  basiert  hierbei  auf  dem  nationalen  Zollgesetz  (ZG)  von
 1961  und  verweist  zum  Teil  auf  dieses.  Das  ZG  wurde  1994  durch  das  europäi-
 sche  Zollrecht  (Zollkodex  der  Gemeinschaft  und  seine  Durchführungsvorschrif-
 ten)  abgelöst.  Durch  die  statischen  Verweise  des  TrZG  auf  das  ZG  findet  dieses
 zum  Teil  jedoch  noch  weiterhin  Anwendung  (Beschluss  des  BFH  vom  17.  Au-
 gust 2000, VII B 45/00, BFHE 192, 149).

 Die  genannten  völkerrechtlichen  Verträge  enthalten  Abgabenvergünstigungen
 für  Waren,  die  die  ausländischen  Streitkräfte,  die  in  Deutschland  errichteten  in-
 ternationalen  militärischen  Hauptquartiere  oder  ihre  Mitglieder  aus  Drittländern
 einführen  oder  aus  anderen  EG-Mitgliedstaaten  oder  dem  Inland  beziehen.  Die
 Abgabenvergünstigungen  sind  davon  abhängig,  dass  diese  Waren  ausschließlich
 von  den  ausländischen  Streitkräften,  den  Hauptquartieren  oder  ihren  Mitglie-
 dern  verwendet  werden.  Eine  Weitergabe  an  nichtberechtigte  Erwerber  ist  nach
 den  völkerrechtlichen  Verträgen  erlaubt,  wenn  sie  unter  zollamtlicher  Beteili-
 gung erfolgt.

 Diese  zollamtliche  Beteiligung  regelt  das  nationale  TrZG,  in  dem  es  vorschreibt,
 dass  diese  Waren  in  ein  nationales  Zollverfahren  nach  dem  ZG  zu  überführen
 sind.  Somit  werden  solche  Waren  zollamtlich  überwacht.  Seit  der  Einführung
 des  europäischen  Zollrechts  unterscheidet  sich  das  nationale  TrZG  jedoch  in  der
 Verfahrensweise  und  in  der  Terminologie  vom  europäischen  Zollrecht.  Zudem
 geht  das  aus  dem  Jahre  1962  stammende  TrZG  von  einem  Europa  ohne  Binnen-
 markt aus.

 Durch  das  Fehlen  einer  einheitlichen  europäischen  Regelung  entstehen  zuneh-
 mend  Schwierigkeiten.  Eine  europaweite  Harmonisierung  wird  durch  die  Euro-
 päische Kommission jedoch nicht angestrebt.

 Der  vorliegende  Gesetzentwurf  verfolgt  deshalb  das  Ziel,  das  Zollverfahren  und
 die  damit  verbundene  zollamtliche  Überwachung  der  Waren,  die  von  den  aus-
 ländischen  Streitkräften,  Hauptquartieren  und  ihrer  Mitglieder  abgabenbegüns-
 tigt  erworben  wurden,  in  Ergänzung  zum  europäischen  Zollrecht  umfassend  neu
 zu  regeln.  Dies  ermöglicht  eine  einfache  Rechtsanwendung  und  wirkt  Missbräu-
 chen entgegen.
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Hierbei  geht  der  Gesetzentwurf  auch  auf  die  unterschiedlichen  Erfordernisse
 und  Belange  der  ausländischen  Streitkräfte,  Hauptquartiere  und  ihrer  Mitglieder
 ein und berücksichtigt die historisch gewachsene Rechtspraxis.

 Neue  Rechte  und  Vergünstigungen  werden  durch  den  Gesetzentwurf  nicht  ge-
 schaffen.

 B.  Lösung

 Bestehende  Diskrepanzen  in  der  Verfahrensweise  und  der  Terminologie  zwi-
 schen  dem  europäischen  Zollrecht  und  dem  nationalen  TrZG  machen  eine
 Neufassung  des  TrZG  erforderlich.  Da  keine  europaweite  Harmonisierung
 durch  die  Europäische  Kommission  angestrebt  wird,  hat  die  Europäische  Kom-
 mission  der  Bundesrepublik  Deutschland  die  nationale  Gesetzgebungskompe-
 tenz für diesen Bereich bestätigt.

 Die  in  der  Bundesrepublik  Deutschland  stationierten  ausländischen  Streitkräfte
 und  SHAPE  (Supreme  Headquarters  Allied  Powers,  Europe)  als  oberstes  mili-
 tärisches  NATO-Hauptquartier  wurden  bei  der  Erstellung  des  Gesetzentwurfs
 beteiligt.  Ihre  Interessen  wurden  hierbei  im  Rahmen  eines  Kompromisses  be-
 rücksichtigt.

 Auf  Grund  des  unterschiedlichen  Sprachgebrauchs  im  Völkerrecht  und  im
 europäischen  Zollrecht  konnten  nicht  durchgehend  die  Begrifflichkeiten  des
 europäischen  Zollrechts  verwendet  werden.  Trotz  aller  notwendigen  Zugeständ-
 nisse  im  Hinblick  auf  den  Sprachgebrauch  des  Völkerrechts  gelingt  mit  dem
 vorliegenden  Entwurf  die  größtmögliche  Harmonisierung  des  Truppenzoll-
 rechts mit dem europäischen Zollrecht.

 Das  Bund-/Länder-Verhältnis  ist  betroffen,  weil  die  Umsatzsteuer  in  Form  der
 Einfuhrumsatzsteuer  erhoben  wird,  wenn  eine  Gemeinschaftsware,  die  in  die
 Truppenverwendung  übergeführt  wurde,  wieder  an  eine  nichtberechtigte  Person
 abgegeben  wird.  Das  Truppenzollgesetz  aus  dem  Jahre  1962  war  aus  diesem
 Grund ebenfalls zustimmungspflichtig.

 C.  Alternativen

 Keine

 D.  Finanzielle Auswirkungen

 Keine

 E.  Sonstige Kosten

 Es  sind  weder  zusätzliche  Kosten  für  die  Wirtschaft  noch  Auswirkungen  auf  das
 Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau zu erwarten.

 F.  Bürokratiekosten

 Im  vorliegenden  Gesetzentwurf  wird  eine  Informationspflicht  für  die  Wirtschaft
 geändert.

 Durch  Artikel  6  wird  die  Möglichkeit  geschaffen,  die  bestehende  Antragspflicht
 zur  Erstattung  der  Energiesteuer  für  die  Belieferung  von  Energieerzeugnissen  an
 die  ausländischen  Streitkräfte,  Hauptquartiere  oder  deren  Mitglieder  elektro-
 nisch  zu  erfüllen.  Hierdurch  werden  Bürokratiekosten  in  geschätzter  Höhe  von
 2  246  000 Euro pro Jahr eingespart.



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 3 – Drucksache 16/11566
Informationspflichten  für  Bürgerinnen  und  Bürger  sowie  die  Verwaltung  wer-
 den nicht eingeführt, geändert oder aufgehoben.

 G.  Gleichstellungspolitische Gesetzesfolgenabschätzung

 Das  Gesetz  hat  gleichstellungspolitisch  weder  positive  noch  negative  Auswir-
 kungen.  Die  Regelungen  sind  geschlechtergerecht  formuliert,  sofern  nicht  im
 europäischen Zollrecht oder im Völkerrecht Fachtermini festgeschrieben sind.
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Anlage 1
 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung truppenzollrechtlicher Vorschriften
 und anderer Vorschriften (Truppenzollrechtsänderungsgesetz)

 Vom …
 Der  Bundestag  hat  mit  Zustimmung  des  Bundesrates  das
 folgende Gesetz beschlossen:

 Artikel 1

 Gesetz zur Ausführung der zoll- und steuerrecht-
 lichen Bestimmungen des NATO-Truppenstatuts,
 des  Zusatzabkommens  zum  NATO-Truppenstatut
 hinsichtlich der in der Bundesrepublik Deutsch-
 land stationierten ausländischen Streitkräfte und
 des Protokolls und der Abkommen betreffend die
 in der Bundesrepublik Deutschland errichteten
 internationalen militärischen Hauptquartiere

 (Truppenzollgesetz – TrZollG)

 Inhaltsübersicht

 §  1  Begriffsbestimmungen

 §  2  Grundsatz, Geltungsbereich, Truppenverwendung

 §  3  Überführung von Nichtgemeinschaftswaren in die
 Truppenverwendung

 §  4  Anmeldung und Zollabfertigung zur
 Truppenverwendung

 §  5  Überführung in die Truppenverwendung unter
 Einsatz der Datenverarbeitung

 §  6  Vereinfachte Zollanmeldung

 §  7  Einfuhr – Höchstmengen

 §  8  Einfuhr von Nichtgemeinschaftswaren aus
 anderen Mitgliedstaaten

 §  9  Übergang von Gemeinschaftswaren in die
 Truppenverwendung

 §  10  Einfuhr von Gemeinschaftswaren aus anderen
 Mitgliedstaaten

 §  11  Abgabenbegünstigter Erwerb von Kraftfahrzeugen

 §  12  Zollrechtlicher Status der Waren, Vermutung

 §  13  Beendigung der Truppenverwendung

 §  14  Anmeldung und Zollabfertigung zur Ausfuhr in
 ein Drittland

 §  15  Ausfuhr in ein Drittland unter Einsatz der
 Datenverarbeitung

 §  16  Übernahme von Waren aus der Truppen-
 verwendung, Zuführung zu einer anderen
 zollrechtlichen Bestimmung

 §  17  Pflichten aus der Inanspruchnahme der Truppen-
 verwendung, Zweckwidrige Verwendung

 §  18  Rationsmengen

 §  19  Abgabenschuld, Abgabenschuldner

 §  20  Beendigung vorangegangener Zollverfahren mit
 wirtschaftlicher Bedeutung

 §  21  Verlust der Rechtsstellung als Mitglied der
 ausländischen Streitkräfte oder der Hauptquartiere

 §  22  Harmonisierungsvorschrift für Waren aus anderen
 Mitgliedstaaten

 §  23  Vertretung

 §  24  Übergangs- und Schlussvorschriften

 §25  Ermächtigungen

 §  26  Ordnungswidrigkeiten

 §  1

 Begriffsbestimmungen

 Im Sinne dieses Gesetzes ist oder sind

 1.  NATO-Truppenstatut:  das  Abkommen  vom  19.  Juni  1951
 zwischen  den  Parteien  des  Nordatlantikvertrags  über  die
 Rechtsstellung  ihrer  Truppen  hinsichtlich  der  in  der  Bun-
 desrepublik  Deutschland  stationierten  ausländischen
 Truppen  (BGBl.  II  1961  S.  1183,  1190)  in  der  jeweils
 geltenden Fassung;

 2.  Zusatzabkommen:  das  Zusatzabkommen  vom  3.  August
 1959  zu  dem  Abkommen  vom  19.  Juni  1951  zwischen
 den  Parteien  des  Nordatlantikvertrags  über  die  Rechts-
 stellung  ihrer  Truppen  (BGBl.  II  1961  S.  1183,  1218)  in
 der jeweils geltenden Fassung;

 3.  Hauptquartierprotokoll:  das  Protokoll  über  die  Rechts-
 stellung  der  auf  Grund  des  Nordatlantikvertrags  errich-
 teten  internationalen  militärischen  Hauptquartiere  vom
 28. August 1952 (BGBl.  II 1969 S.  2000);

 4.  Ergänzungsabkommen:  das  Abkommen  zwischen  der
 Bundesrepublik  Deutschland  und  dem  Obersten  Haupt-
 quartier  der  Alliierten  Mächte,  Europa,  über  die  besonde-
 ren  Bedingungen  für  die  Einrichtung  und  den  Betrieb
 internationaler  militärischer  Hauptquartiere  in  der  Bun-
 desrepublik  Deutschland  vom  13.  März  1967  (BGBl.  II
 1969 S.  2009);

 5.  Statusübereinkommen:  das  Übereinkommen  über  die
 Rechtsstellung  des  einem  internationalen  militärischen
 Hauptquartier  der  NATO  in  der  Bundesrepublik  Deutsch-
 land  zugeteilten  Personals  der  Entsendestaaten  vom
 7.  Februar 1969 (BGBl.  II 1969 S.  2044);
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6.  Gesetz  zum  Hauptquartierprotokoll:  das  Gesetz  zum
 Protokoll  über  die  NATO-Hauptquartiere  und  zu  den
 Ergänzungsvereinbarungen  vom  17.  Oktober  1969
 (BGBl.  II  1969  S.  1997),  geändert  durch  Artikel  8  des
 Gesetzes  vom  24.  Juni  1975  (BGBl.  I  1975  S.  1509),  in
 der durch dieses Gesetz geänderten Fassung;

 7.  Unterzeichnungsprotokoll:  das  Unterzeichnungsproto-
 koll  zum  Zusatzabkommen  vom  3.  August  1959
 (BGBl.  II 1961 S.  1313; BGBl.  II 1972 S.  687);

 8.  Zollkodex:  die  Verordnung  (EWG)  Nr.  2913/92  des  Eu-
 ropäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  12.  Oktober
 1992  zur  Festlegung  des  Zollkodexes  der  Gemeinschaf-
 ten  (ABl.  EG  Nr.  L  302  S.  1,  1993  Nr.  L  79  S.  84,  1996
 Nr.  L  97  S.  38),  zuletzt  geändert  durch  Verordnung
 (EG)  Nr.  1791/2006  des  Rates  vom  20.  November  2006
 (ABl.  EU  Nr.  L  363  S.  1),  in  der  jeweils  geltenden  Fas-
 sung;

 9.  Zollkodex-Durchführungsverordnung:  die  Verordnung
 (EWG)  Nr.  2454/93  der  Kommission  vom  2.  Juli  1993
 mit  Durchführungsvorschriften  zu  der  Verordnung
 (EWG)  Nr.  2913/92  des  Rates  zur  Festlegung  des  Zoll-
 kodexes  der  Gemeinschaften  (ABl.  EG  Nr.  L  253  S.  1,
 1994  Nr.  L  268  S.  32,  1996  Nr.  L  180  S.  34,  1997
 Nr.  L  156  S.  59,  1999  Nr.  L  111  S.  88),  zuletzt  geändert
 durch  Verordnung  (EG)  Nr.  214/2007  der  Kommission
 vom  28.  Februar  2007  (ABl.  EU  Nr.  L  62  S.  6),  in  der
 jeweils geltenden Fassung;

 10.  Zollverwaltungsgesetz:  das  Zollverwaltungsgesetz
 vom  21.  Dezember  1992  (BGBl.  I  S.  2125,  1993  I
 S.  2493),  zuletzt  geändert  durch  Artikel  5  des  Gesetzes
 vom  13.  August  2008  (BGBl.  I  S.  1690),  in  der  jeweils
 geltenden Fassung;

 11.  Waffengesetz:  das  Waffengesetz  vom  11.  Oktober  2002
 (BGBl.  I  3970,  4592,  2003  I  S.  1957),  zuletzt  geändert
 durch  Artikel  1  des  Gesetzes  vom  26.  März  2008
 (BGBl.  I S.  426), in der jeweils geltenden Fassung;

 12.  Energiesteuergesetz:  das  Energiesteuergesetz  vom
 15.  Juli  2006  (BGBl.  I  S.  1534,  2008  I  S.  660,  1007),
 zuletzt  geändert  durch  Artikel  1  des  Gesetzes  vom
 18.  Dezember  2006  (BGBl.  I  S.  3180),  in  der  jeweils
 geltenden Fassung;

 13.  Ausländische  Streitkräfte:  die  ausländische  Truppe  und
 deren  ziviles  Gefolge  im  Sinne  des  NATO-Truppen-
 statuts.  Mitglieder  der  ausländischen  Streitkräfte  im
 Sinne  dieses  Gesetzes  sind  die  Mitglieder  einer  solchen
 Truppe  oder  eines  solchen  zivilen  Gefolges  sowie  deren
 Angehörige im Sinne des NATO-Truppenstatuts;

 14.  Hauptquartiere:  die  in  Deutschland  errichteten  interna-
 tionalen  militärischen  Hauptquartiere  nach  Artikel  1
 des  Hauptquartierprotokolls  sowie  Artikel  1  des  Ergän-
 zungsabkommens.  Mitglieder  der  Hauptquartiere  im
 Sinne  dieses  Gesetzes  sind  die  Personen,  die  nach  Arti-
 kel  1  Abs.  2  des  Statusübereinkommens,  auch  in  Ver-
 bindung  mit  Artikel  5  des  Gesetzes  zum  Hauptquartier-
 protokoll,  als  zur  Truppe  oder  zum  zivilen  Gefolge
 gehörendes  Personal  oder  als  deren  Angehörige  defi-
 niert sind;

 15.  Mitgliedstaat:  jeder  Staat  der  Europäischen  Union,
 soweit  sein  Gebiet  Zollgebiet  der  Gemeinschaft  nach
 Artikel 3 des Zollkodexes ist;

 16.  Drittland: jeder Staat, der kein Mitgliedstaat ist;

 17.  nichtberechtigte  Person:  eine  Person,  die  nicht  zu  den
 ausländischen  Streitkräften,  den  Hauptquartieren,  den
 Mitgliedern  der  ausländischen  Streitkräfte  oder  der
 Hauptquartiere gehört;

 18.  Einfuhrware:  eine  Ware,  die  sich  in  der  Truppenver-
 wendung befindet;

 19.  Zollstelle:  ein  Hauptzollamt  und  seine  Dienststellen
 (§  17 Abs.  2 des Zollverwaltungsgesetzes);

 20.  Einheitspapier:  das  in  der  Zollkodex-Durchführungs-
 verordnung als Einheitspapier bezeichnete Formular;

 21.  Formblatt  302:  die  in  Artikel  XI  des  NATO-Truppen-
 statuts genannte vereinbarte Zollurkunde;

 22.  Einfuhr-/Erwerbsgenehmigung:  das  von  den  Behörden
 der  ausländischen  Streitkräfte  oder  den  Hauptquartie-
 ren  erstellte  und  vom  Bundesministerium  der  Finanzen
 anerkannte Formular;

 23.  Ausfuhrgenehmigung:  das  von  den  Behörden  der  aus-
 ländischen  Streitkräfte  oder  den  Hauptquartieren  er-
 stellte  und  vom  Bundesministerium  der  Finanzen  aner-
 kannte Formular;

 24.  Abwicklungsschein:  der  in  §  73  Abs.  1  Nr.  1  der  Um-
 satzsteuer-Durchführungsverordnung  als  Abwicklungs-
 schein bezeichnete Vordruck;

 25.  Verbote  und  Beschränkungen:  Verbote  und  Beschrän-
 kungen  für  den  Warenverkehr  über  die  Grenze,  die  aus
 Gründen  der  öffentlichen  Sittlichkeit,  Ordnung  oder  Si-
 cherheit,  zum  Schutze  der  Gesundheit  und  des  Lebens
 von  Menschen,  Tieren  oder  Pflanzen,  des  nationalen
 Kulturgutes  von  künstlerischem,  geschichtlichem  oder
 archäologischem  Wert  oder  des  gewerblichen  und  kom-
 merziellen  Eigentums  erlassen  wurden,  sowie  die  Ver-
 bote  und  Beschränkungen,  die  sich  aus  dem  Außenwirt-
 schafts- und Marktordnungsrecht ergeben;

 26.  Einfuhrabgaben:  Einfuhrabgaben  im  Sinne  des  §  1
 Abs.1 Satz 3 des Zollverwaltungsgesetzes.

 §  2

 Grundsatz, Geltungsbereich, Truppenverwendung

 (1)  Dieses  Gesetz  dient  der  Ausführung  der  zoll-  und  um-
 satzsteuerlichen  Bestimmungen  des  NATO-Truppenstatuts,
 des  Zusatzabkommens,  des  Hautquartierprotokolls,  des  Er-
 gänzungsabkommens,  des  Statusübereinkommens  und  des
 Unterzeichnungsprotokolls  sowie  der  dazu  geschlossenen
 Verwaltungsvereinbarungen.  Die  Regelungen  der  genannten
 Abkommen  finden  uneingeschränkt  Anwendung.  Die  dort
 genannten  Vergünstigungen  für  die  ausländischen  Streitkräf-
 te,  deren  Mitglieder  oder  für  die  Hauptquartiere  und  deren
 Mitglieder werden durch dieses Gesetz nicht berührt.

 (2)  Dieses  Gesetz  gilt  im  deutschen  Teil  des  Zollgebiets
 der  Gemeinschaft  im  Sinne  des  Artikels  3  Abs.  1  dritter  An-
 strich des Zollkodexes.
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(3)  Die  Truppenverwendung  ist  ein  nationales  Zollverfah-
 ren.  Sie  gilt  als  Zollverfahren  und  Nichterhebungsverfahren
 im  Sinne  des  Zollkodexes.  Der  Zollkodex  und  die  Zoll-
 kodex-Durchführungsverordnung  finden  Anwendung,  so-
 weit  in  den  in  Absatz  1  genannten  Abkommen  und  den  dazu
 geschlossenen  Verwaltungsvereinbarungen  in  diesem  Gesetz
 oder  in  der  Rechtsverordnung  zu  diesem  Gesetz  nichts  ande-
 res  geregelt  ist.  Jede  aus  einer  Einfuhrware  hergestellte  oder
 gewonnene  Ware  gilt  als  Nichtgemeinschaftsware  und  als  in
 die Truppenverwendung übergeführt.

 §  3

 Überführung von Nichtgemeinschaftswaren
 in die Truppenverwendung

 (1) Nichtgemeinschaftswaren, die

 1.  ausländische  Streitkräfte  oder  Mitglieder  der  ausländi-
 schen  Streitkräfte  frei  von  Einfuhrabgaben  nach  Arti-
 kel  XI  des  NATO-Truppenstatuts,  nach  den  Artikeln  65
 und  66  des  Zusatzabkommens  oder  nach  §  11  dieses
 Gesetzes,

 2.  Hauptquartiere  oder  Mitglieder  der  Hauptquartiere  frei
 von  Einfuhrabgaben  nach  den  Artikeln  2  und  8  des
 Hauptquartierprotokolls,  Artikel  15  des  Ergänzungsab-
 kommens,  Artikel  2  des  Statutsübereinkommens,  auch  in
 Verbindung  mit  Artikel  5  des  Gesetzes  zum  Hauptquar-
 tierprotokoll oder nach §  11 dieses Gesetzes,

 zu  ihrem  ausschließlichen  Gebrauch  oder  Verbrauch  aus
 einem  Drittland  einführen,  aus  einem  Mitgliedstaat  in  einem
 Versandverfahren  einführen  oder  aus  Freizonen  oder  einem
 Nichterhebungsverfahren  beziehen,  sind  in  die  Truppenver-
 wendung  zu  überführen.  Waren,  die  nach  den  vorstehend
 genannten  Vorschriften  nicht  abgabenbefreit  sind,  können
 nicht in die Truppenverwendung übergeführt werden.

 (2)  Nichtberechtigten  Personen  kann  die  Truppenverwen-
 dung  zur  Belieferung  der  ausländischen  Streitkräfte  mit
 Waren  im  Sinne  des  Absatzes  1  bewilligt  werden.  Mit  der
 ordnungsgemäßen  Übernahme  der  Waren  durch  die  auslän-
 dischen  Streitkräfte  befinden  sich  die  Waren  in  der  Truppen-
 verwendung  der  ausländischen  Streitkräfte.  Die  Übernahme
 ist durch die nichtberechtigte Person nachzuweisen.

 (3)  Absatz  2  gilt  für  die  Belieferung  der  Hauptquartiere
 entsprechend.

 §  4

 Anmeldung und Zollabfertigung
 zur Truppenverwendung

 (1)  Die  Anmeldung  und  die  Zollabfertigung  zur  Truppen-
 verwendung  erfolgen  im  Rahmen  internationaler  Abkom-
 men

 1.  schriftlich  mit  dem  Formblatt  302,  wenn  die  auslän-
 dischen  Streitkräfte  oder  Hauptquartiere  Nichtgemein-
 schaftswaren  selbst  aus  einem  Drittland  einführen,  aus
 einem  Mitgliedstaat  in  einem  Versandverfahren  einfüh-
 ren oder aus Freizonen beziehen;

 2.  schriftlich  mit  dem  Formblatt  302,  wenn  nichtberechtigte
 Personen  im  Auftrag  der  ausländischen  Streitkräfte  oder
 Hauptquartiere  Nichtgemeinschaftswaren  zur  unmittel-
 baren  und  vollständigen  Belieferung  der  ausländischen

 Streitkräfte  oder  Hauptquartiere  aus  einem  Drittland  ein-
 führen,  aus  einem  Mitgliedstaat  in  einem  Versandverfah-
 ren einführen oder aus Freizonen beziehen;

 3.  schriftlich  mit  dem  Formblatt  302  oder  durch  die  tatsäch-
 liche  Einfuhr  und  die  Ausfertigung  des  Formblatts  302,
 wenn  die  ausländischen  Streitkräfte  oder  Hauptquartiere
 ihre  Nichtgemeinschaftswaren  selbst  über  einen  Militär-
 flug-  oder  -seehafen  im  Geltungsbereich  dieses  Gesetzes
 aus einem Drittland einführen;

 4.  schriftlich  mit  Abwicklungsschein  durch  den  Inhaber  der
 Bewilligung  des  Zollverfahrens  mit  wirtschaftlicher  Be-
 deutung,  wenn  ausländische  Streitkräfte,  deren  Entsende-
 staat  Vertragspartei  des  Zusatzabkommens  ist,  oder
 Hauptquartiere  Nichtgemeinschaftswaren  aus  Zollver-
 fahren  mit  wirtschaftlicher  Bedeutung  beziehen;  im  Fall
 von  ausländischen  Streitkräften,  deren  Entsendestaat
 nicht  Vertragspartei  des  Zusatzabkommens  ist,  erfolgt  die
 Anmeldung  zur  Lieferung  aus  dem  Zolllager  jedoch
 schriftlich mit dem Formblatt 302;

 5.  schriftlich  mit  der  Einfuhr-/Erwerbsgenehmigung,  wenn
 Mitglieder  der  ausländischen  Streitkräfte  oder  der  Haupt-
 quartiere  Nichtgemeinschaftswaren,  die  in  Absatz  3  ge-
 nannt  sind,  aus  einem  Drittland  einführen  oder  aus  Nicht-
 erhebungsverfahren oder Freizonen beziehen;

 6.  schriftlich  mit  Einfuhr-/Erwerbsgenehmigung,  mündlich
 oder  durch  das  Verlassen  des  Flugzeugs  bei  der  Einreise
 über  einen  Militärflugplatz  ohne  Zollstelle  oder  durch
 das  Passieren  einer  Zollstelle  ohne  Abgabe  einer  anderen
 Zollanmeldung  oder  durch  die  Benutzung  eines  grünen
 Ausgangs  „anmeldefreie  Waren“,  wenn  Mitglieder  der
 ausländischen  Streitkräfte  oder  der  Hauptquartiere
 andere  als  die  in  Absatz  3  genannten  Nichtgemein-
 schaftswaren  aus  einem  Drittland  einführen  oder  aus
 Nichterhebungsverfahren oder Freizonen beziehen;

 7.  schriftlich  mit  Einfuhr-/Erwerbsgenehmigung  oder  durch
 das  Entgegennehmen  der  Militärpostsendung,  wenn  Mit-
 glieder  der  ausländischen  Streitkräfte  oder  der  Haupt-
 quartiere  Nichtgemeinschaftswaren  zum  Eigenbedarf  im
 Militärpostverkehr aus einem Drittland einführen;

 8.  schriftlich  mit  Einheitspapier,  wenn  nichtberechtigte  Per-
 sonen  nach  §  3  Abs.  2  Waren  in  anderen  als  den  in  Num-
 mer 2 genannten Fällen aus einem Drittland einführen.

 (2)  Nichtgemeinschaftswaren,  die  durch  Mitglieder  der
 ausländischen  Streitkräfte  oder  der  Hauptquartiere  aus
 einem  Drittland  eingeführt  werden  und  die  Verboten  oder
 Beschränkungen  unterliegen,  sind  schriftlich  bei  der  Zoll-
 stelle  anzumelden.  Die  Einfuhr-/Erwerbsgenehmigung  ist
 zusammen  mit  den  nach  den  Vorschriften  der  Verbote  und
 Beschränkungen  für  die  Einfuhr  aus  einem  Drittland  erfor-
 derlichen  Dokumenten  der  Zollstelle  für  die  Abfertigung
 vorzulegen.

 (3)  Bei  der  Einfuhr  oder  dem  Bezug  folgender  Waren  ist
 eine Einfuhr-/Erwerbsgenehmigung vorzulegen:

 1.  für  Kraftfahrzeuge  und  Kraftfahrzeuganhänger  sowie  für
 Wasser- und Luftfahrzeuge,

 2.  für  Schusswaffen  und  den  Schusswaffen  gleichgestellte
 Gegenstände im Sinne des Waffengesetzes sowie

 3.  für andere Waren mit einem Wert ab 1 000 Euro.
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Die  Zollstelle  kann  darüber  hinaus  eine  Einfuhr-/Erwerbs-
 genehmigung  verlangen,  wenn  Zweifel  bestehen,  dass  die
 Waren  zum  persönlichen  oder  häuslichen  Gebrauch  be-
 stimmt  sind,  oder  ob  die  Person,  die  die  Waren  einführt,  Mit-
 glied  der  ausländischen  Streitkräfte  oder  der  Hauptquartiere
 ist.

 (4)  Im  Sinne  des  Absatzes  1  Nr.  3,  6  und  7  gelten  die  be-
 treffenden  Waren  als  gestellt,  die  Zollanmeldung  als  ange-
 nommen  und  die  Waren  zur  Truppenverwendung  überlassen,
 wenn sie nicht schriftlich angemeldet werden.

 (5)  Besteht  in  den  Fällen  des  Absatzes  1  Nr.  5  keine  Mög-
 lichkeit  zur  Entgegennahme  der  schriftlichen  Zollanmel-
 dung,  so  gelten  die  Waren  als  Waren  in  vorübergehender
 Verwahrung.  Sie  sind  unverzüglich,  spätestens  jedoch  inner-
 halb  von  20  Tagen  nach  der  Einfuhr  bei  der  örtlich  zuständi-
 gen Zollstelle unverändert zu gestellen und anzumelden.

 (6)  Besteht  in  den  Fällen  des  Absatzes  2  keine  Möglich-
 keit  zur  Entgegennahme  der  schriftlichen  Zollanmeldung
 und  ist  das  Mitglied  der  Streitkräfte  oder  der  Hauptquartiere
 im  Besitz  der  jeweils  erforderlichen  Erlaubnis,  so  gelten  die
 Waren  als  Waren  in  vorübergehender  Verwahrung.  Sie  sind
 unverzüglich,  spätestens  jedoch  innerhalb  von  20  Tagen
 nach  der  Einfuhr  bei  der  örtlich  zuständigen  Zollstelle  unver-
 ändert zu gestellen und anzumelden.

 §  5

 Überführung in die Truppenverwendung
 unter Einsatz der Datenverarbeitung

 (1)  Die  Zollanmeldung  zur  Truppenverwendung  kann  un-
 ter  Einsatz  von  Informatikverfahren,  die  durch  das  Bundes-
 ministerium  der  Finanzen  zu  diesem  Zweck  zugelassen
 wurden,  erfolgen.  In  der  Zulassung  bestimmt  das  Bundes-
 ministerium  der  Finanzen  die  Voraussetzungen  und  Moda-
 litäten der Nutzung des Informatikverfahrens.

 (2)  Die  Teilnahme  an  dem  Informatikverfahren  durch
 nichtberechtigte  Personen  bedarf  der  Bewilligung  durch  eine
 vom  Bundesministerium  der  Finanzen  bekannt  gegebene
 Stelle.  Der  Bewilligungsinhaber  ist  verpflichtet,  die  in  der
 Zulassung  nach  Absatz  1  festgelegten  Voraussetzungen  und
 Modalitäten einzuhalten.

 (3)  Die  in  einem  zugelassenen  Informatikverfahren  abge-
 gebenen  Zollanmeldungen  haben  dieselbe  rechtliche  Wir-
 kung  wie  die  schriftlichen,  mündlichen  oder  durch  andere
 Formen  der  Willensäußerung  abgegebenen  Zollanmeldun-
 gen.  Entscheidungen  der  Zollstelle  im  Informatikverfahren
 haben  dieselbe  rechtliche  Wirkung  wie  sonstige  Entschei-
 dungen.

 (4)  Eine  Zollanmeldung,  die  im  zugelassenen  Informatik-
 verfahren  erstellt  wird,  gilt  zum  Zeitpunkt  des  Empfangs  der
 elektronischen  Nachricht  durch  die  Zollstelle  als  abgegeben.
 Die  Annahme  dieser  Zollanmeldung  wird  dem  Anmelder
 mittels  einer  Antwortnachricht  mitgeteilt,  die  mindestens  die
 Identitätsbezeichnung  der  erhaltenen  Zollanmeldung  sowie
 den  Annahmezeitpunkt  enthält.  Die  Überlassung  der  Waren
 wird  dem  Anmelder  mittels  einer  Nachricht  bekannt  gege-
 ben,  die  mindestens  die  Identitätsbezeichnung  der  Zoll-
 anmeldung und den Überlassungszeitpunkt enthält.

 §  6

 Vereinfachte Zollanmeldung

 Die  Vorschriften  des  Zollkodexes  sowie  der  Zoll-
 kodex-Durchführungsverordnung  (Teil  I  Titel  IX)  zur
 vereinfachten  Zollanmeldung  von  Waren  zum  zollrechtlich
 freien  Verkehr  gelten  für  die  Zollanmeldung  zur  Truppenver-
 wendung nach §  4 Abs.  1 Nr.  8 entsprechend.

 §  7

 Einfuhr-Höchstmengen

 Folgende  Waren  der  Mitglieder  der  ausländischen  Streit-
 kräfte  und  der  Hauptquartiere  sind  einmal  monatlich  im  per-
 sönlich  mitgeführten  Gepäck  innerhalb  folgender  Höchst-
 mengen  nach  Artikel  66  Abs.  2  des  Zusatzabkommens,  auch
 in  Verbindung  mit  Artikel  2  des  Statusübereinkommens,  ein-
 fuhrabgabenfrei:

 1.  Zigaretten  200 Stück,

 2.  andere Tabakerzeugnisse  250 Gramm,

 3.  Kaffee  500 Gramm oder

 a)  Kaffee-Extrakte  125 Gramm oder

 b)  gemischte Kaffee-Extrakte  250 Gramm,

 4.  Alkohol und alkoholhaltige
 Getränke  2 Liter Spirituosen

 oder Schaumwein
 und 2 Liter Wein.

 §  8

 Einfuhr von Nichtgemeinschaftswaren
 aus anderen Mitgliedstaaten

 Nichtgemeinschaftswaren,  die  ausländische  Streitkräfte,
 Hauptquartiere  oder  ihre  Mitglieder  zu  den  in  §  3  Abs.  1  ge-
 nannten  Zwecken  aus  anderen  Mitgliedstaaten  in  den  Gel-
 tungsbereich  dieses  Gesetzes  einführen,  gelten  mit  der  Ein-
 fuhr  als  gestellt  und  zur  Truppenverwendung  angemeldet.
 Die  Zollanmeldung  gilt  als  angenommen  und  die  Waren  gel-
 ten  als  überlassen.  Dies  gilt  nicht,  wenn  die  Waren  sich  bei
 der Einfuhr in einem Nichterhebungsverfahren befinden.

 §  9

 Übergang von Gemeinschaftswaren
 in die Truppenverwendung

 (1) Gemeinschaftswaren, die ausländischen Streitkräften

 1.  nach  Artikel  67  des  Zusatzabkommens  umsatz-  oder  ver-
 brauchsteuerfrei  oder  unter  Vergütung  der  Verbrauch-
 steuer,

 2.  unter  den  Voraussetzungen  des  §  1c  Abs.  1  des  Umsatz-
 steuergesetzes,

 3.  nach  §  4  Nr.  7  Satz  1  Buchstabe  a  des  Umsatzsteuergeset-
 zes steuerfrei oder

 4.  nach  den  Vorschriften  des  Energiesteuergesetzes  und  der
 Energiesteuer-Durchführungsverordnung  unter  Vergü-
 tung der Verbrauchsteuer

 zu  ihrem  ausschließlichen  Gebrauch  oder  Verbrauch  gelie-
 fert  werden,  gehen  mit  der  Übergabe  an  die  Streitkräfte  in  die
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Truppenverwendung  über  und  werden  wie  Nichtgemein-
 schaftswaren  behandelt.  Sie  stehen  ab  dem  Zeitpunkt  der
 Lieferung  an  die  Streitkräfte  unter  zollamtlicher  Überwa-
 chung.  Der  Lieferung  von  Energieerzeugnissen  an  die  aus-
 ländischen  Streitkräfte  oder  Hauptquartiere  steht  die  Abgabe
 an  zum  Bezug  berechtigte  Mitglieder  der  ausländischen
 Streitkräfte  oder  Hauptquartiere  gegen  besondere  Gutschei-
 ne oder im Rahmen eines Tankkartenverfahrens gleich.

 (2)  Absatz  1  gilt  entsprechend  für  Gemeinschaftswaren,
 die Hauptquartieren

 1.  nach  den  Artikeln  2  und  8  des  Hauptquartierprotokolls
 oder  den  Artikeln  14  und  15  des  Ergänzungsübereinkom-
 mens  umsatz-  oder  verbrauchsteuerfrei  oder  unter  Vergü-
 tung der Verbrauchsteuer, oder

 2.  nach  den  Vorschriften  des  Energiesteuergesetzes  und  der
 Energiesteuer-Durchführungsverordnung  unter  Vergü-
 tung der Verbrauchsteuer

 geliefert werden.

 (3)  Gemeinschaftswaren,  die  unter  Gewährung  von  Aus-
 fuhrerstattung  an  die  ausländischen  Streitkräfte  oder  Haupt-
 quartiere  geliefert  werden,  gehen  mit  der  Lieferung  an  die
 Streitkräfte  in  die  Truppenverwendung  über  und  werden  wie
 Nichtgemeinschaftswaren  behandelt.  Sie  gelten  als  von  den
 ausländischen  Streitkräften  oder  Hauptquartieren  zu  ihrer
 ausschließlichen  Verwendung  frei  von  Einfuhrabgaben  ein-
 geführt  und  in  die  Truppenverwendung  übergeführt.  Sie  ste-
 hen  ab  dem  Zeitpunkt  der  Lieferung  an  die  ausländischen
 Streitkräfte  oder  Hauptquartiere  unter  zollamtlicher  Über-
 wachung.

 §  10

 Einfuhr von Gemeinschaftswaren
 aus anderen Mitgliedstaaten

 Gemeinschaftswaren,  die  ausländische  Streitkräfte,
 Hauptquartiere  oder  ihre  Mitglieder  in  einem  anderen  Mit-
 gliedstaat  nach  den  Bestimmungen  des  NATO-Truppensta-
 tuts,  des  Hauptquartierprotokolls,  anderer  völkerrechtlicher
 Vereinbarungen  oder  nach  dessen  nationalen  Vorschriften
 abgabenbegünstigt  aus  einem  Drittland  eingeführt  oder  aus
 einem  Mitgliedstaat  eingeführt  oder  bezogen  haben  und  die
 von  diesen  zur  weiteren  Verwendung  nach  den  oben  genann-
 ten  Bestimmungen  in  den  Geltungsbereich  dieses  Gesetzes
 eingeführt  werden,  gelten  mit  der  Einfuhr  als  Nichtgemein-
 schaftswaren  und  als  in  die  Truppenverwendung  überge-
 führt.  Sie  stehen  ab  dem  Zeitpunkt  der  Einfuhr  unter  zollamt-
 licher Überwachung.

 §  11

 Abgabenbegünstigter Erwerb
 von Kraftfahrzeugen

 Die  Mitglieder  der  ausländischen  Streitkräfte  und  der
 Hauptquartiere  können  Kraftfahrzeuge  zu  ihrem  ausschließ-
 lichen  Gebrauch  aus  einem  Zolllagerverfahren,  aus  einem
 Verfahren  der  aktiven  Veredelung  oder  aus  der  vorüberge-
 henden  Verwendung  frei  von  Einfuhrabgaben  beziehen,
 wenn  der  Erwerb  des  Kraftfahrzeugs  von  den  zuständigen
 Behörden  der  ausländischen  Streitkräfte  genehmigt  worden
 ist.

 §  12

 Zollrechtlicher Status der Waren, Vermutung

 Soweit  nichts  anderes  nachgewiesen  ist,  wird  von  Waren
 im  Besitz  der  ausländischen  Streitkräfte,  Hauptquartiere
 oder  ihrer  Mitglieder  vermutet,  dass  sie  Nichtgemeinschafts-
 waren in der Truppenverwendung sind.

 §  13

 Beendigung der Truppenverwendung

 (1)  Die  Truppenverwendung  im  Sinne  des  §  2  Abs.  3  en-
 det,  wenn  die  Einfuhrwaren  eine  neue  zollrechtliche  Be-
 stimmung  erhalten.  Abweichend  von  den  Bestimmungen
 des  Zollkodexes  muss  die  Zerstörung  von  Waren  in  der
 Truppenverwendung  der  ausländischen  Streitkräfte,  der
 Hauptquartiere  oder  ihrer  Mitglieder  nicht  mitgeteilt  wer-
 den,  es  sei  denn,  sie  erfolgt  durch  eine  nichtberechtigte  Per-
 son.  In  diesem  Fall  erfolgt  die  Mitteilung  durch  die  zustän-
 digen  Behörden  der  ausländischen  Streitkräfte  oder
 Hauptquartiere;  §  16  bleibt  unberührt.  Werden  die  Einfuhr-
 waren  zur  Ausfuhr  in  ein  Drittland  bestimmt,  so  ist  eine
 Zollanmeldung abzugeben.

 (2)  Inhaber  einer  Bewilligung  nach  §  3  Abs.  2  dürfen  nur
 mit  Zustimmung  der  bewilligenden  Zollstelle  Waren  in  ihrer
 Truppenverwendung  einer  neuen  zollrechtlichen  Bestim-
 mung  zuführen  oder  in  einen  anderen  Mitgliedstaat  ausfüh-
 ren.  Die  Zustimmung  kann  mit  Nebenbestimmungen  verse-
 hen werden.

 (3)  Die  Truppenverwendung  endet  auch  mit  der  Ausfuhr
 der  Einfuhrwaren  aus  dem  Geltungsbereich  dieses  Gesetzes
 in einen anderen Mitgliedstaat.

 (4)  Eine  Ausfuhr  von  Waren,  die  sich  in  der  Truppenver-
 wendung  der  ausländischen  Streitkräfte,  der  Hauptquartiere
 oder  der  Inhaber  einer  Bewilligung  nach  §  3  Abs.  2  befin-
 den,  in  einen  anderen  Mitgliedstaat,  hat  in  einem  zollrecht-
 lichen  Versandverfahren  zu  erfolgen.  Gleiches  gilt  für  Waren
 in  der  Truppenverwendung  der  Mitglieder  der  ausländischen
 Streitkräfte  und  der  Hauptquartiere,  wenn  diese  die  Waren
 nicht selbst in einen anderen Mitgliedstaat ausführen.

 (5)  Eine  Ausfuhr  von  Waren,  die  sich  in  der  Truppenver-
 wendung  der  ausländischen  Streitkräfte,  der  Hauptquartiere
 oder  der  Inhaber  einer  Bewilligung  nach  §  3  Abs.  2  befin-
 den,  in  ein  Drittland  hat  in  folgenden  Fällen  in  einem  zoll-
 rechtlichen Versandverfahren zu erfolgen:

 1.  auf  dem  Landweg,  wenn  ein  anderer  Mitgliedstaat  be-
 rührt wird;

 2.  auf  dem  Luftweg,  wenn  eine  Zwischenlandung  in  einem
 anderen Mitgliedstaat erfolgt;

 3.  auf  dem  Wasserweg,  wenn  ein  Hafen  in  einem  anderen
 Mitgliedstaat angelaufen wird.

 §  14

 Anmeldung und Zollabfertigung
 zur Ausfuhr in ein Drittland

 (1)  Die  Anmeldung  und  die  Zollabfertigung  zur  Ausfuhr
 in  ein  Drittland  erfolgt  im  Rahmen  internationaler  Abkom-
 men
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1.  schriftlich  mit  dem  Formblatt  302,  wenn  sich  Waren  in
 der  Truppenverwendung  der  ausländischen  Streitkräfte
 oder der Hauptquartiere befinden;

 2.  schriftlich  mit  dem  Formblatt  302  oder  durch  die  tatsäch-
 liche  Ausfuhr  in  ein  Drittland  und  die  Ausfertigung  des
 Formblatts  302,  wenn  Waren,  die  sich  in  der  Truppenver-
 wendung  der  ausländischen  Streitkräfte  oder  der  Haupt-
 quartiere  befinden,  über  einen  Militärflug-  oder  -seeha-
 fen  im  Geltungsbereich  dieses  Gesetzes  in  ein  Drittland
 ausgeführt werden;

 3.  schriftlich  mit  Ausfuhrgenehmigung  oder  durch  die  tat-
 sächliche  Ausfuhr  in  ein  Drittland,  wenn  Waren,  die  sich
 in  der  Truppenverwendung  der  Mitglieder  der  ausländi-
 schen  Streitkräfte  oder  der  Hauptquartiere  befinden,  in
 ein Drittland ausgeführt werden;

 4.  schriftlich  mit  Ausfuhrgenehmigung  oder  durch  die
 Übernahme  der  Militärpostsendung  durch  die  Militär-
 postbehörden,  wenn  Waren,  die  sich  in  der  Truppenver-
 wendung  der  Mitglieder  der  ausländischen  Streitkräfte
 oder  der  Hauptquartiere  befinden,  im  Militärpostverkehr
 in ein Drittland ausgeführt werden;

 5.  schriftlich  mit  Einheitspapier,  wenn  nichtberechtigte  Per-
 sonen  im  Sinne  des  §  3  Abs.  2  Waren  in  ein  Drittland  aus-
 führen.

 (2)  Die  Ausfuhr  von  Waren,  die  sich  in  der  Truppenver-
 wendung  der  Mitglieder  der  ausländischen  Streitkräfte  oder
 der  Hauptquartiere  befinden,  ist  schriftlich  mit  Ausfuhrge-
 nehmigung  anzumelden,  wenn  die  Ausfuhr  in  ein  Drittland
 Verboten  oder  Beschränkungen  unterliegt.  Die  Ausfuhr-
 genehmigung  ist  zusammen  mit  den  nach  den  Vorschriften
 der  Verbote  und  Beschränkungen  für  die  Ausfuhr  in  ein
 Drittland  erforderlichen  Dokumenten  der  Zollstelle  zur  Ab-
 fertigung vorzulegen.

 (3)  Im  Sinne  des  Absatzes  1  Nr.  2,  3  und  4  gelten  die  dort
 genannten  Waren  als  gestellt,  die  Zollanmeldung  als  ange-
 nommen  und  die  Waren  als  zur  Ausfuhr  in  ein  Drittland
 überlassen, wenn sie nicht schriftlich angemeldet werden.

 §  15

 Ausfuhr in ein Drittland unter
 Einsatz der Datenverarbeitung

 (1)  Die  Zollanmeldung  zur  Ausfuhr  in  ein  Drittland  zur
 Beendigung  der  Truppenverwendung  kann  unter  Einsatz  von
 Informatikverfahren,  die  durch  das  Bundesministerium  der
 Finanzen  zu  diesem  Zweck  zugelassen  wurden,  erfolgen.  In
 der  Zulassung  bestimmt  das  Bundesministerium  der  Finan-
 zen  die  Voraussetzungen  und  Modalitäten  der  Nutzung  des
 Informatikverfahrens.

 (2) §  5 Abs.  3 und 4 gelten entsprechend.

 (3) §  13 Abs.  5 bleibt unberührt.

 §  16

 Übernahme von Waren aus der Truppenverwendung,
 Zuführung  zu  einer  anderen  zollrechtlichen  Bestimmung

 (1)  Will  eine  nichtberechtigte  Person  Einfuhrwaren  aus
 der  Truppenverwendung  der  Streitkräfte,  Hauptquartiere
 oder  deren  Mitgliedern  übernehmen,  ist  diese  Person  ver-

 pflichtet,  dies  vor  der  Übernahme  der  zuständigen  Zollstelle
 anzuzeigen  und  die  Einfuhrwaren  unverzüglich  nach  der
 Übernahme  bei  der  zuständigen  Zollstelle  zu  gestellen  und
 einer  zulässigen  zollrechtlichen  Bestimmung  zuzuführen,
 soweit  nicht  in  der  zu  diesem  Gesetz  erlassenen  Rechts-
 verordnung  Ausnahmen  zugelassen  sind.  §  4  des  Zoll-
 verwaltungsgesetzes  gilt  entsprechend.  Die  Zollstelle  kann
 eine  Sicherheitsleistung  verlangen,  um  die  Erfüllung  einer
 möglichen  Einfuhrabgabenschuld  zu  gewährleisten.  Das
 Recht  der  ausländischen  Streitkräfte,  Hauptquartiere  und
 ihrer  Mitglieder,  Einfuhrwaren  einer  zulässigen  zollrecht-
 lichen Bestimmung zuzuführen, bleibt hiervon unberührt.

 (2)  Die  Gestellungspflicht  nach  Absatz  1  gilt  auch  in  den
 Fällen,  in  denen  ein  Mitglied  der  ausländischen  Streitkräfte
 oder  Hauptquartiere  Einfuhrwaren  über  die  ihm  zustehende
 Rationsmenge  (§  18)  hinaus  bezieht,  oder  seine  Berechti-
 gung  zur  Inanspruchnahme  der  in  §  3  Abs.  1  und  §  11  ge-
 nannten  Begünstigungen  verliert  und  seinen  Wohnsitz  im
 Geltungsbereich dieses Gesetzes begründet oder behält.

 (3)  Die  veräußerten  Einfuhrwaren  dürfen  der  nichtberech-
 tigten  Person  erst  übergeben  werden,  wenn  diese  eine  Be-
 scheinigung  über  die  Erfüllung  ihrer  Verpflichtung  nach  Ab-
 satz 1 vorlegt.

 (4)  Ein  Anmeldeverfahren,  das  eine  Zollanmeldung  durch
 Anschreibung  von  Waren  in  der  Buchführung  vorsieht,  kann
 auch  für  Waren  im  Sinne  des  Absatzes  1  bewilligt  werden.
 Die  Anzeige  nach  Absatz  1  Satz  1  kann  in  diesen  Fällen  glo-
 bal im Voraus abgegeben werden.

 (5)  Für  die  Zuführung  von  Einfuhrwaren  eines  Bewilli-
 gungsinhabers  im  Sinne  des  §  3  Abs.  2  zu  einer  anderen
 zollrechtlichen  Bestimmung  gelten  die  Vorschriften  des
 Zollkodexes  und  der  Zollkodex-Durchführungsverordnung
 entsprechend.

 §  17

 Pflichten aus der Inanspruchnahme der Truppen-
 verwendung, Zweckwidrige Verwendung

 (1) Einfuhrwaren dürfen nur

 1.  durch  die  in  §  3  Abs.  1  Satz  1  genannten  Berechtigten  zu
 deren  ausschließlichem  Ge-  oder  Verbrauch  im  Sinne  des
 Artikels  XI  des  NATO-Truppenstatuts,  der  Artikel  65
 bis  67  des  Zusatzabkommens,  der  Artikel  2  und  8  des
 Hauptquartierprotokolls,  der  Artikel  14  bis  16  des  Ergän-
 zungsabkommens  oder  des  Artikels  2  des  Statusüberein-
 kommens,  auch  in  Verbindung  mit  Artikel  5  des  Gesetzes
 zum Hauptquartierprotokoll, oder

 2.  durch  Bewilligungsinhaber  im  Sinne  des  §  3  Abs.  2  zur
 Belieferung  der  ausländischen  Streitkräfte  oder  der
 Hauptquartiere nach Maßgabe der Bewilligung

 verwendet  werden,  soweit  nicht  in  der  zu  diesem  Gesetz  er-
 lassenen Rechtsverordnung Ausnahmen zugelassen sind.

 (2)  Eine  Verwendung  von  Einfuhrwaren  zu  anderen  als
 den  in  Absatz  1  Nr.  1  genannten  Zwecken  liegt  insbesondere
 vor, wenn

 1.  diese  im  Fall  der  Truppenverwendung  der  Mitglieder  der
 ausländischen  Streitkräfte  oder  der  Hauptquartiere  ab-
 weichend  von  dem  in  §  16  Abs.  1  geregelten  Verfahren
 einer  nichtberechtigten  Person  zu  anderen  Zwecken  als
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der  Veredelung  (Bearbeitung,  Verarbeitung  und  Ausbes-
 serung) übergeben werden;

 2.  diese  im  Fall  der  Truppenverwendung  der  ausländischen
 Streitkräfte  oder  der  Hauptquartiere  abweichend  von  dem
 in  §  16  Abs.  1  geregelten  Verfahren  einer  nichtberechtig-
 ten  Person  zu  anderen  Zwecken  als  der  Ausbesserung
 übergeben werden;

 3.  diese  im  Fall  der  Truppenverwendung  der  Mitglieder  der
 ausländischen  Streitkräfte  oder  der  Hauptquartiere  end-
 gültig  aus  dem  Geltungsbereich  dieses  Gesetzes  in  einen
 anderen  Mitgliedstaat  ausgeführt  werden,  ohne  dass  die-
 se  Ausfuhr  in  unmittelbarem  Zusammenhang  mit  dem
 Verlust  der  Rechtsstellung  des  Mitglieds  erfolgt.  Dies  gilt
 nicht,  wenn  unverzüglich  eine  ordnungsgemäße  Zollab-
 fertigung  in  dem  anderen  Mitgliedstaat  erfolgt.  Als  end-
 gültig  in  einen  anderen  Mitgliedstaat  ausgeführt  gilt  auch
 eine  Einfuhrware,  die  bei  einer  Wiedereinfuhr  nicht  wie-
 der  in  die  Truppenverwendung  übergeführt  werden  kann;

 4.  ein  Mitglied  der  ausländischen  Streitkräfte  oder  der
 Hauptquartiere  Waren,  die  sich  in  der  Truppenverwen-
 dung  der  ausländischen  Streitkräfte  oder  der  Haupt-
 quartiere  befinden,  nach  Artikel  65  Abs.  2  des  Zusatz-
 abkommens  oder  den  Artikeln  16  und  17  des
 Ergänzungsabkommens  über  die  festgelegten  Rations-
 mengen  (§  18)  hinaus  bezieht,  ohne  die  in  §  16  Abs.  2
 geregelte Gestellungspflicht zu erfüllen;

 5.  eine  Person  ihre  Berechtigung  zur  Inanspruchnahme  der
 Begünstigungen  nach  §  3  Abs.  1  und  §  11  verliert,  ohne
 die  in  §  16  Abs.  2  geregelte  Gestellungspflicht  zu  erfül-
 len;

 6.  in  anderen  als  den  in  den  Nummern  1  und  2  genannten
 Fällen  eine  nichtberechtigte  Person  Besitz  an  Einfuhrwa-
 ren  erlangt,  ohne  dass  das  in  §  16  Abs.  1  geregelte  Ver-
 fahren eingehalten wird.

 (3)  Eine  Verwendung  von  Einfuhrwaren  zu  anderen  als  in
 den  in  Absatz  1  Nr.  2  genannten  Zwecken  liegt  insbesondere
 vor, wenn

 1.  diese  in  den  Besitz  einer  nichtberechtigten  Person  gelan-
 gen;

 2.  diese  nicht  innerhalb  der  in  der  Bewilligung  festgesetzten
 Frist  den  ausländischen  Streitkräften  oder  den  Haupt-
 quartieren  übergeben  werden.  Der  Nichteingang  einer
 Empfangsbestätigung  der  ausländischen  Streitkräfte  oder
 der  Hauptquartiere  gilt  als  eine  nicht  erfolgte  Übergabe;
 dies  gilt  auch  für  den  Nichteingang  einer  Empfangsbestä-
 tigung in einem zugelassenen Informatikverfahren;

 3.  diese  an  einem  in  der  Bewilligung  nicht  zugelassenen  Ort
 gelagert werden.

 §  18

 Rationsmengen

 (1)  Festgelegte  Rationsmengen  im  Sinne  des  §  17  Abs.  2
 Nr.  4 sind:

 1.  Zigaretten  200 Stück je Person und Woche,

 2.  Kaffee  2,5 Kilogramm je Person und Monat,

 3.  Kaffee-Extrakte  250 Gramm je Person und Monat,

 4.  Whisky und Gin  6 Liter je Person und Monat,

 5.  Kraftstoff

 a)  für Kraftfahrzeuge mit einer Motor-
 leistung von mindestens 44 kW  400 Liter

 je Fahrzeug
 und Monat,

 b)  für andere Kraftfahrzeuge  200 Liter
 je Fahrzeug
 und Monat,

 c)  für Motorräder, Motorfahrräder
 und Motorroller  80 Liter

 je Fahrzeug
 und Monat,

 d)  für Flugzeuge  1600 Liter je Flugzeug und Monat.

 (2)  Die  ausländischen  Streitkräfte  oder  Hauptquartiere
 können  in  Absprache  mit  dem  Bundesministerium  der
 Finanzen  die  in  Absatz  1  genannten  Rationsmengen  bis  zu
 folgenden Mengen erhöhen:

 1.  Zigaretten  300 Stück je Person und Woche,

 2.  Kaffee  3,5 Kilogramm je Person und Monat,

 3.  Kaffee-Extrakte  350 Gramm je Person und Monat,

 4.  Whisky und Gin  8,5 Liter je Person und Monat,

 5.  Kraftstoff

 a)  für Kraftfahrzeuge mit einer Motor-
 leistung von mindestens 44 kW  600 Liter

 je Fahrzeug
 und Monat,

 b)  für andere Kraftfahrzeuge  300 Liter
 je Fahrzeug
 und Monat,

 c)  für Motorräder, Motorfahrräder und
 Motorroller  120 Liter

 je Fahrzeug
 und Monat,

 d)  für Flugzeuge  2 400 Liter
 je Flugzeug und Monat.

 (3)  Abweichend  von  Absatz  2  können  die  Behörden  der
 Truppe  oder  der  Hauptquartiere  berechtigten  Käufern  zur
 Deckung

 1.  eines  erhöhten  Bedarfs  an  rationierten  Waren  an  Feier-
 tagen und bei besonderen gesellschaftlichen Anlässen,

 2.  eines  erhöhten  Bedarfs  an  rationierten  Waren,  in  den  Fäl-
 len,  in  denen  sich  die  betreffende  Person  auf  einer  geneh-
 migten Reise befindet,

 3.  eines  in  Einzelfällen  bestehenden  höheren  persönlichen
 Bedarfs an Zigaretten

 besondere Rationserhöhungen gewähren.

 §  19

 Abgabenschuld, Abgabenschuldner

 (1)  Wird  die  Truppenverwendung  durch  Überführung  der
 Einfuhrware  in  den  zollrechtlich  freien  Verkehr  beendet,  gel-
 ten  für  die  Entstehung  der  Abgabenschuld  dieser  Einfuhrwa-
 ren  vorbehaltlich  Absatz  3  die  Vorschriften  des  Zollkodexes
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und  der  Zollkodex-Durchführungsverordnung  sowie  die  da-
 rauf  Bezug  nehmenden  Vorschriften  des  Umsatzsteuergeset-
 zes und der Verbrauchsteuergesetze.

 (2)  Werden  Waren  zweckwidrig  im  Sinne  des  §  17  ver-
 wendet,  entsteht  eine  Einfuhrabgabenschuld,  es  sei  denn,  die
 Pflichtverletzung  im  Sinne  des  §  17  hat  sich  auf  die  ord-
 nungsgemäße  Inanspruchnahme  der  Truppenverwendung
 nicht  ausgewirkt.  Die  Einfuhrabgabenschuld  entsteht  im
 Zeitpunkt  der  zweckwidrigen  Verwendung.  In  den  Fällen  des
 §  17  Abs.  2  Nr.  3  entsteht  die  Einfuhrabgabenschuld  im  Zeit-
 punkt  der  tatsächlichen  Ausfuhr  der  Waren  aus  dem  Gel-
 tungsbereich des Gesetzes in einen anderen Mitgliedstaat.

 (3)  Eine  Einfuhrabgabenschuld  nach  den  Absätzen  1
 und  2  entsteht  nicht  für  Abgabenarten,  für  die  eine  Vergüns-
 tigung  nach  den  §§  3  bis  11  nicht  in  Anspruch  genommen
 wurde.

 (4) Abgabenschuldner in den Fällen des Absatzes 2 ist:

 1.  die  Person,  die  nicht  Mitglied  der  ausländischen  Streit-
 kräfte  oder  der  Hauptquartiere  ist,  welche  die  Waren,  hin-
 sichtlich  derer  eine  Pflicht  aus  der  Truppenverwendung
 verletzt wurde,

 a)  in  unmittelbarem  Zusammenhang  mit  der  Pflichtver-
 letzung  erworben  oder  in  Besitz  genommen  hat  oder
 im  Zeitpunkt  der  Pflichtverletzung  bereits  im  Besitz
 hatte, oder

 b)  erworben  oder  in  Besitz  genommen  hat,  obwohl  sie
 im  Zeitpunkt  des  Erwerbs  oder  der  Inbesitznahme
 wusste  oder  vernünftigerweise  hätte  wissen  können,
 dass  hinsichtlich  dieser  Ware  eine  Pflicht  aus  der
 Truppenverwendung verletzt wurde;

 2.  daneben  das  Mitglied  der  ausländischen  Streitkräfte  oder
 der  Hauptquartiere,  das  die  Pflichtverletzung  begangen
 hat.

 §  20

 Beendigung vorangegangener Zollverfahren
 mit wirtschaftlicher Bedeutung

 (1)  Wenn  die  ordnungsgemäße  Lieferung  oder  Rückgabe
 von  Waren  aus  einer  aktiven  Veredelung  oder  die  ordnungs-
 gemäße  Übergabe  von  Waren  aus  einem  Zolllager  an  die
 ausländischen  Streitkräfte  oder  Hauptquartiere  gewährleistet
 ist,  kann  zugelassen  werden,  dass  die  Waren  ohne  Gestellung
 geliefert  oder  zurückgegeben  werden.  Wird  dies  zugelassen,
 gelten  die  Waren  mit  der  Übergabe  als  gestellt  und  zur  Trup-
 penverwendung  angemeldet.  Die  Zollanmeldung  gilt  als  an-
 genommen  und  die  Waren  gelten  als  zur  Truppenverwen-
 dung überlassen.

 (2)  Ist  in  den  Fällen  des  Absatzes  1  die  Übergabe  von
 Waren  an  die  ausländischen  Streitkräfte  oder  ein  Hauptquar-
 tier  ohne  Gestellung  zugelassen,  ist  der  Nachweis  der  Über-
 gabe mit einem Abwicklungsschein zu führen.

 §  21

 Verlust der Rechtsstellung als Mitglied der
 ausländischen Streitkräfte oder der Hauptquartiere

 (1)  Verliert  ein  im  Geltungsbereich  dieses  Gesetzes  sta-
 tioniertes  Mitglied  der  ausländischen  Streitkräfte  seine

 Rechtsstellung,  gelten  für  die  in  seinem  Besitz  befindlichen
 Einfuhrwaren  die  Vorschriften  des  Gemeinschaftsrechts
 über  die  Einfuhrabgabenfreiheit  von  Übersiedlungsgut  ent-
 sprechend.  Dies  gilt  auch  dann,  wenn  es  sich  um  ein  Mitglied
 der  ausländischen  Streitkräfte  eines  Landes  handelt,  das  Mit-
 glied  der  Europäischen  Union  ist.  Gleichgestellt  sind  die
 Verlegung  des  Wohnsitzes  und  der  Fall,  dass  das  ehemalige
 Mitglied  der  ausländischen  Streitkräfte  seinen  Wohnsitz  im
 Geltungsbereich dieses Gesetzes begründet oder behält.

 (2)  Für  ein  Mitglied  der  Hauptquartiere  gilt  Absatz  1  unter
 der  Voraussetzung,  dass  das  Mitglied  nicht  die  deutsche
 Staatsangehörigkeit besitzt.

 §  22

 Harmonisierungsvorschrift für Waren
 aus anderen Mitgliedstaaten

 (1)  Waren  der  Mitglieder  der  ausländischen  Streitkräfte
 oder  der  Hauptquartiere  in  einem  anderen  Mitgliedstaat,  die
 dort

 1.  nach  Artikel  XI  des  NATO-Truppenstatuts,  den  Artikeln  2
 und  8  des  Hauptquartierprotokolls  oder  den  Bestimmungen
 anderer,  dem  Zusatzabkommen,  Ergänzungsabkommen
 oder  dem  Statusübereinkommen  vergleichbarer  völker-
 rechtlicher  Vereinbarungen  einfuhrabgabenbegünstigt  aus
 einem  Drittland  eingeführt,  aus  einem  Mitgliedstaat  einge-
 führt oder bezogen wurden, und

 2.  nicht  zur  weiteren  Verwendung  nach  den  vorgenannten
 Bestimmungen  in  den  Geltungsbereich  dieses  Gesetzes
 aus einem Mitgliedstaat eingeführt werden,

 gelten  mit  der  Einfuhr  als  in  die  vorübergehende  Verwendung
 unter  vollständiger  Befreiung  von  den  Einfuhrabgaben  nach
 den  Bestimmungen  des  Zollkodexes  und  der  Zollkodex-
 Durchführungsverordnung  übergeführt.  Diese  vorüber-
 gehende  Verwendung  endet  auch  mit  der  Ausfuhr  in  einen
 anderen Mitgliedstaat.

 (2)  Absatz  1  findet  keine  Anwendung,  sofern  das  Recht
 des  anderen  Mitgliedstaats  abweichende  Regelungen  für  die
 in Absatz 1 genannten Fälle vorsieht.

 §  23

 Vertretung

 Ein  Mitglied  der  ausländischen  Streitkräfte  kann  sich  ge-
 genüber  Zollstellen  bei  der  Vornahme  von  Verfahrenshand-
 lungen  nach  diesem  Gesetz  ausschließlich  durch  ein  anderes
 Mitglied  der  ausländischen  Streitkräfte  oder  eine  Behörde
 der  ausländischen  Streitkräfte  vertreten  lassen.  Die  indirekte
 Vertretung  ist  ausgeschlossen.  Die  Sätze  1  und  2  gelten  für
 ein  Mitglied  der  Hauptquartiere  entsprechend.  Bei  Verfah-
 renshandlungen,  die  im  Zusammenhang  mit  der  Komman-
 dierung  in  den  Geltungsbereich  dieses  Gesetzes  oder  aus  die-
 sem  hinaus  stehen,  kann  sich  ein  Mitglied  der  Streitkräfte
 oder der Hauptquartiere durch jedermann vertreten lassen.

 §  24

 Übergangs- und Schlussvorschriften

 (1)  Waren,  die  sich  im  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  dieses
 Gesetzes  in  der  einfuhrabgabenbegünstigten  Verwendung
 nach  §  1  des  Truppenzollgesetzes  1962  in  der  im  Bundes-
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gesetzblatt  Teil  III,  Gliederungsnummer  613-5-6,  veröffent-
 lichten  bereinigten  Fassung,  das  zuletzt  durch  Artikel  6  des
 Gesetzes  vom  26.  November  1979  (BGBl.  I  S.  1953)  geän-
 dert  worden  ist,  auch  in  Verbindung  mit  Artikel  4  des  Geset-
 zes  zum  Hauptquartierprotokoll  in  der  Fassung  vom  17.  Ok-
 tober  1969  (BGBl.  II  1969  S.  1997),  befinden,  gelten  als  in
 die Truppenverwendung übergeführt.

 (2)  Soweit  einer  nichtberechtigten  Person  die  Bewilligung
 zur  Verteilung  von  Waren  unter  Befreiung  von  Einfuhrabga-
 ben  an  die  ausländischen  Streitkräfte  oder  Hauptquartiere  er-
 teilt  worden  ist,  gilt  die  Bewilligung  für  die  Dauer  von  sechs
 Monaten  nach  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  als  Bewilligung
 im Sinne des §  3 Abs.  2.

 (3)  Soweit  eine  nichtberechtigte  Person  Waren  der  auslän-
 dischen  Streitkräfte  oder  Hauptquartiere  zur  Bearbeitung,
 Verarbeitung  oder  Lagerung  in  Besitz  hat,  gelten  die  nach
 dem  Zollkodex  erforderlichen  Bewilligungen  hinsichtlich
 dieser  Waren  für  die  Dauer  von  drei  Monaten  nach  Inkraft-
 treten  dieses  Gesetzes  als  erteilt  und  die  Waren  als  in  den  ent-
 sprechenden  Zollverfahren  befindlich.  Satz  1  gilt  nur  im  Gel-
 tungsbereich dieses Gesetzes.

 (4)  Soweit  die  Artikel  71  bis  73  des  Zusatzabkommens  für
 Organisationen,  Unternehmen  und  für  ihre  Angestellten  so-
 wie  für  technische  Fachkräfte  die  gleiche  Behandlung  oder
 die  gleichen  Befreiungen  und  Vergünstigungen  wie  für  eine
 Truppe  und  Mitglieder  eines  zivilen  Gefolges  im  Sinne  des
 NATO-Truppenstatuts  und  des  Zusatzabkommens  vorsehen,
 gilt dieses Gesetz entsprechend.

 §  25

 Ermächtigungen

 (1)  Das  Bundesministerium  der  Finanzen  kann  zur  Durch-
 führung  dieses  Gesetzes  durch  Rechtsverordnung,  die  nicht
 der Zustimmung des Bundesrates bedarf,

 1.  das  Verfahren  der  Truppenverwendung  einschließlich  der
 Überführung,  der  Beendigung  und  des  Bewilligungsver-
 fahrens  nach  §  3  Abs.  2  sowie  den  Inhalt  der  Bewilligung
 näher regeln;

 2.  Ausnahmen  von  den  in  den  §§  16  und  17  genannten
 Pflichten zulassen;

 3.  Bedingungen  definieren,  unter  denen  Waren  im  Rahmen
 von  Veranstaltungen  oder  aus  dienstlichen  oder  persön-
 lichen  Gründen  an  nichtberechtigte  Personen  abgegeben
 werden können;

 4.  die  Pflichtverletzungen  bestimmen,  die  sich  auf  die  ord-
 nungsgemäße  Inanspruchnahme  der  Truppenverwen-
 dung nicht ausgewirkt haben;

 5.  für  Personen,  die  Anspruch  auf  Versorgung  durch  die
 ausländischen  Streitkräfte  haben,  eine  vereinfachte  und
 pauschalierte Abgabenerhebung regeln;

 6.  die  Gleichstellung  weiterer  Personen  oder  Personengrup-
 pen mit den Personen nach Nummer 5 regeln;

 7.  Ordnungswidrigkeiten  im  Sinne  des  §  382  Abs.  1  Nr.  2
 der  Abgabenordnung  im  Zusammenhang  mit  den  nach
 den  Nummern  1  bis  5  getroffenen  Regelungen  näher  be-
 stimmen.

 (2)  Das  Bundesministerium  der  Finanzen  kann  durch
 Rechtsverordnung,  die  nicht  der  Zustimmung  des  Bundes-
 rates  bedarf,  für  Waren,  die  im  Rahmen  der  Pflege  gesell-
 schaftlicher  und  dienstlicher  Beziehungen  von  den  ausländi-
 schen  Streitkräften,  Hauptquartieren  oder  ihren  Mitgliedern
 an  andere  Personen  abgegeben  werden,  Abgabenfreiheit
 anordnen,  wenn  die  Waren  wegen  ihrer  Beschaffenheit  oder
 ihrer  besonderen  Widmung  nicht  mehr  am  Wirtschaftsver-
 kehr  teilnehmen  oder  wenn  es  sich  um  Waren  in  kleinen
 Mengen  oder  von  geringem  Wert  handelt  und  durch  die
 Abgabenfreiheit  schutzwürdige  Interessen  der  inländischen
 Wirtschaft nicht verletzt werden.

 §  26

 Ordnungswidrigkeiten

 (1)  Ordnungswidrig  im  Sinne  des  §  382  Abs.  1  Nr.  2  der
 Abgabenordnung handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

 1.  entgegen  §  13  Abs.  2  Satz  1  eine  dort  genannte  Ware
 einer  neuen  zollrechtlichen  Bestimmung  zuführt  oder
 ausführt,

 2.  entgegen  §  16  Abs.  1  Satz  1,  auch  in  Verbindung  mit
 Abs.  2,  eine  Anzeige  nicht,  nicht  richtig,  nicht  vollstän-
 dig  oder  nicht  rechtzeitig  erstattet  oder  eine  Einfuhrware
 nicht oder nicht rechtzeitig gestellt,

 3.  entgegen §  16 Abs.  3 eine Einfuhrware übergibt oder

 4.  entgegen §  17 Abs.  1 eine Einfuhrware verwendet.

 (2)  Absatz  1  findet  keine  Anwendung  auf  ausländische
 Streitkräfte  oder  Hauptquartiere.  Die  Regelungen  des
 NATO-Truppenstatuts,  des  Zusatzabkommens  und  des  Un-
 terzeichnungsprotokolls  zur  Ausübung  der  Strafgerichts-
 barkeit bleiben unberührt.

 Artikel 2

 Änderung des Gesetzes zum
 Hauptquartierprotokoll

 Das  Gesetz  zu  dem  Protokoll  vom  28.  August  1952  über
 die  Rechtsstellung  der  auf  Grund  des  Nordatlantikvertrags
 errichteten  internationalen  militärischen  Hauptquartiere  und
 zu  den  dieses  Protokoll  ergänzenden  Vereinbarungen  vom
 17.  Oktober  1969  (BGBl.  II  1969  S.  1997)  wird  wie  folgt  ge-
 ändert:

 1.  Artikel 4 wird aufgehoben.

 2.  Artikel 5 wird wie folgt geändert:

 Die  Worte  „Personen  im  Sinne  des  Artikels  4“  werden  er-
 setzt  durch  die  Worte  „die  in  Artikel  3  Abs.  1  des  Protokolls
 über die NATO-Hauptquartiere bezeichneten Personen“.

 Artikel 3

 Änderung der Ausfuhrerstattungsverordnung

 §  5  Abs.  1  Nr.  3  Satz  2  und  3  der  Ausfuhrerstattungsver-
 ordnung  vom  24.  Mai  1996  (BGBl.  I  1996  S.  766),  zuletzt
 geändert  durch  Artikel  1  der  Dritten  Verordnung  zur  Ände-
 rung  der  Ausfuhrerstattungsverordnung  vom  7.  November
 2007 (BGBl.  I S.  2567), werden aufgehoben.
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Artikel 4

 Änderung des Offshore-Steuergesetzes

 Das  Offshore-Steuergesetz  in  der  im  Bundesgesetzblatt
 Teil  III,  Gliederungsnummer  611-10-4,  veröffentlichten  be-
 reinigten Fassung wird wie folgt geändert:

 1.  Artikel 3 §  2 wird wie folgt gefasst:

 „Artikel 3

 §  2

 (1)  Für  Waren,  die  nach  den  Bestimmungen  des  Ab-
 kommens  zur  Verwendung  durch  Stellen  der  Vereinigten
 Staaten  oder  Stellen  anderer  von  den  Vereinigten  Staaten
 bezeichneter  Regierungen  frei  von  Einfuhrabgaben  ein-
 geführt  oder  bezogen  oder  frei  von  Umsatzsteuer  bezo-
 gen  werden,  gilt  das  Truppenzollgesetz  vom  …  (BGBl.  I
 S.  …  [einsetzen:  Ausfertigungsdatum  und  Seitenzahl  der
 Verkündung  des  vorliegenden  Änderungsgesetzes])  in
 der  jeweils  geltenden  Fassung  und  die  auf  der  Grundlage
 des  Truppenzollgesetzes  erlassene  Rechtsverordnung
 entsprechend.

 (2)  An  die  Stelle  des  Formblatts  302  tritt  bei  Einfuhren
 für  andere  Stellen  als  die  der  Vereinigten  Staaten  oder  der
 Stellen  der  ausländischen  Streitkräfte  das  nach  Artikel  VI
 des Abkommens hierfür vereinbarte Dokument.“

 2.  Artikel 3 §§  3 bis 5 und Artikel 4 werden aufgehoben.

 Artikel 5

 Aufhebung  der  Verordnung  zur  Durchführung  der
 zoll-, verbrauchsteuer- und monopolrechtlichen

 Bestimmungen des Offshore-Steuergesetzes

 Die  Verordnung  zur  Durchführung  der  zoll-,  verbrauch-
 steuer-  und  monopolrechtlichen  Bestimmungen  des  Off-
 shore-Steuergesetzes  in  der  im  Bundesgesetzblatt  Teil  III,
 Gliederungsnummer  613-5-21,  veröffentlichten  bereinigten
 Fassung wird aufgehoben.

 Artikel 6

 Änderung der Energiesteuer-
 Durchführungsverordnung

 Nach  §  105  der  Energiesteuer-Durchführungsverordnung
 vom  31.  Juli  2006  (BGBl.  I  S.  1753),  die  zuletzt  durch  Arti-

 kel  2  der  Verordnung  vom  29.  Januar  2007  (BGBl.  I  S.  60)
 geändert worden ist, wird folgender §  105a eingefügt:

 „§  105a

 Steuerentlastung für ausländische Streitkräfte
 und Hauptquartiere

 (1)  Eine  Steuerentlastung  wird  auf  Antrag  gewährt  für
 nachweislich  versteuerte  Energieerzeugnisse,  die  an  die
 ausländischen  Streitkräfte  oder  Hauptquartiere  geliefert
 werden.  Artikel  67  Abs.  3  Buchstabe  a  Ziffer  i  des  Zu-
 satzabkommens  (§  66  Nr.  18  Buchstabe  a  des  Gesetzes)
 gilt  auch  für  diese  Abgabenvergünstigung.  Entlastungs-
 berechtigt  ist  derjenige,  der  die  Energieerzeugnisse  gelie-
 fert hat.

 (2)  Der  Lieferung  an  die  ausländischen  Streitkräfte
 oder  Hauptquartiere  steht  die  Abgabe  an  zum  Bezug  be-
 rechtigte  Mitglieder  der  ausländischen  Streitkräfte  oder
 Hauptquartiere  gegen  besondere  Gutscheine  oder  im
 Rahmen eines Tankkartenverfahrens gleich.

 (3)  Ausländische  Streitkräfte,  Hauptquartiere  und  Mit-
 glieder  der  ausländischen  Streitkräfte  oder  Hauptquartie-
 re  sind  ausländische  Streitkräfte,  Hauptquartiere  und
 Mitglieder  der  ausländischen  Streitkräfte  oder  Haupt-
 quartiere  im  Sinne  des  Truppenzollgesetzes  vom  …
 (BGBl.  I  S.  …  [einsetzen:  Ausfertigungsdatum  und  Sei-
 tenzahl  der  Verkündung  des  vorliegenden  Änderungs-
 gesetzes]) in der jeweils geltenden Fassung.“

 Artikel 7

 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

 (1)  Dieses  Gesetz  tritt  vorbehaltlich  Absatz  2  am  1.  No-
 vember  2009  in  Kraft.  Gleichzeitig  tritt  das  Truppenzollge-
 setz  1962  in  der  im  Bundesgesetzblatt  Teil  III,  Gliederungs-
 nummer  613-5-6,  veröffentlichten  bereinigten  Fassung,
 zuletzt  geändert  durch  Artikel  6  des  Gesetzes  vom
 26.  November 1979 (BGBl.  I S.  1953) außer Kraft.

 (2)  Artikel  1  §  25  tritt  am  Tag  nach  der  Verkündung  in
 Kraft.
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Begründung
 I. Allgemeiner Teil

 1.  Die  abgabenrechtlichen  Bestimmungen  des  NATO-
 Truppenstatuts  (Artikel  XI),  des  Zusatzabkommens  zum
 NATO-Truppenstatut  (Artikel  65  bis  67),  des  Haupt-
 quartierprotokolls  (Artikel  2  und  8),  des  Ergänzungsab-
 kommens  (Artikel  14  bis  16)  und  des  Statusübereinkom-
 mens  (Artikel  2)  enthalten  Abgabenvergünstigungen  für
 die  Waren,  die  die  ausländischen  Streitkräfte,  die  in
 Deutschland  errichteten  internationalen  militärischen
 Hauptquartiere  oder  ihre  Mitglieder  aus  Drittländern
 einführen  oder  aus  anderen  EU-Mitgliedstaaten  oder
 dem  Inland  beziehen.  Die  Abgabenvergünstigungen
 hängen  davon  ab,  dass  die  Waren  ausschließlich  von  den
 ausländischen  Streitkräften,  den  Hauptquartieren  oder
 ihren  Mitgliedern  verwendet  werden.

 2.  Die  Abkommen  stellen  die  Einhaltung  dieser  Bedingung
 unter  zollamtliche  Überwachung.  So  dürfen  Waren  an
 nichtberechtigte  Personen  nur  unter  zollamtlicher  Beteili-
 gung  veräußert  werden  (Artikel  XI  Abs.  8  Buchstabe  b)
 des  NATO-  Truppenstatuts,  Artikel  65  Abs.  3  Satz  3  des
 Zusatzabkommens).  Hierdurch  soll  gesichert  werden,
 dass  die  Abgaben  erhoben  werden,  wenn  die  Waren  einer
 anderen  als  der  abgabenbegünstigten  Verwendung  zuge-
 führt  werden.

 3.  Das  deutsche  Zollrecht  hat  in  der  Vergangenheit  für  Fäl-
 le,  in  denen  die  Zollfreiheit  oder  die  Anwendung  eines
 ermäßigten  Zollsatzes  davon  abhing,  dass  die  Waren
 unter  zollamtlicher  Überwachung  für  einen  begünstigten
 Zweck  verwendet  wurden,  das  Rechtsinstitut  der  Zoll-
 gutverwendung  geschaffen  (§  55  Abs.  1  des  Zollgeset-
 zes).  Anlässlich  des  Inkrafttretens  der  Verordnung
 (EWG)  Nr.  2913/92  des  Rates  zur  Festlegung  des  Zoll-
 kodexes  der  Gemeinschaften  (Zollkodex)  am  1.  Januar
 1994  ist  das  Zollgesetz  durch  das  Zollrechtsänderungs-
 gesetz  vom  21.  Dezember  1992  (BGBl.  I  S.  2125)  auf-
 gehoben  worden.  Auf  Grund  des  statischen  Verweises  in
 §  1  Abs.  1  des  Truppenzollgesetzes  1962  auf  §  55  des
 Zollgesetzes  blieb  das  Rechtsinstitut  der  Zollgutver-
 wendung  für  den  Bereich  des  Truppenzollrechts  als
 Sonderzollrecht  weiterhin  anwendbar  (BFH,  Beschluss
 vom  17.  August  2000,  VII  B  45/00,  BFHE  192,  149).

 4.  Die  unterschiedlichen  Begriffe  und  Verfahrensweisen
 sowie  die  Tatsache,  dass  das  Zollgesetz  und  damit  auch
 das  Truppenzollgesetz  1962  von  einem  Europa  ohne
 Binnenmarkt  ausgingen,  führten  dazu,  dass  der  Bereich
 des  Truppenzollrechtes  nicht  mit  dem  europäischen
 Zollrecht  harmonierte.  Die  zunehmenden  Schwierigkei-
 ten  auf  Grund  der  fehlenden  Harmonisierung  der
 Rechtsgebiete  und  die  vermehrte  internationale  Zusam-
 menarbeit  im  Verteidigungsbereich  (Partnerschaft  für
 den  Frieden),  die  zu  einem  häufigeren  Aufenthalt  aus-
 ländischer  Streitkräfte  in  Deutschland  führt,  machen  eine
 komplette  Neuregelung  unverzichtbar.  Eine  Harmonisie-
 rung  auf  europäischer  Ebene  wird  von  der  Kommission
 der  Europäischen  Union  nicht  angestrebt.

 5.  Der  vorliegende  Gesetzentwurf  verfolgt  das  Ziel,  die
 Einhaltung  der  auf  völkerrechtlichen  Vereinbarungen
 basierenden  Rechte  und  Vergünstigungen  der  ausländi-
 schen  Streitkräfte,  Hauptquartiere  und  ihrer  Mitglieder
 zollverfahrensrechtlich  zu  regeln,  um  Missbräuchen
 entgegenzuwirken.  Hierbei  geht  der  Gesetzentwurf  auf
 die  unterschiedlichen  Erfordernisse  und  Belange  der
 ausländischen  Streitkräfte,  Hauptquartiere  und  ihre  Mit-
 glieder  ein  und  berücksichtigt  die  historisch  gewachsene
 Rechtspraxis.

 6.  Die  vorgenannte  Zielsetzung  ist  durch  die  Regelungen
 des  gemeinschaftlichen  Zollrechts,  das  sich  an  den  Be-
 dürfnissen  privater  Unternehmen  und  Wirtschaftsbetei-
 ligter  orientiert,  nicht  zu  verwirklichen.  So  geht  das  im
 Zollkodex  vorgesehene  Verfahren  für  Waren,  die  auf
 Grund  ihrer  Verwendung  zu  besonderen  Zwecken  abga-
 benbegünstigt  bleiben,  von  einer  Überführung  in  den
 freien  Verkehr  aus.  Eine  zollamtliche  Überwachung
 wird  hierbei  nicht  dauerhaft  aufrechterhalten.  Dies  auch
 insbesondere  deswegen,  weil  der  verwendeten  Ware  im
 Rahmen  dieses  Verfahrens  der  Status  einer  Gemein-
 schaftsware  verliehen  wird  und  nach  den  völkerrecht-
 lichen  Bestimmungen  legale  Handlungen  wie  die  Veräu-
 ßerung  an  nichtberechtigte  Personen,  die  Wiederausfuhr
 der  Ware  und  Ähnliches  nach  der  Konzeption  dieses
 Verfahrens  nicht  vorgesehen  sind.  Die  Rechtspraxis
 zeigt  hingegen,  dass  derartige  Handlungen  regelmäßig
 vorkommen.  Die  Beibehaltung  des  Status  der  verwen-
 deten  Ware  als  Nichtgemeinschaftsware  ist  daher  zwin-
 gend erforderlich.

 7.  Das  Verfahren  der  vorübergehenden  Verwendung  ist
 ebenfalls  nicht  anwendbar,  weil  dieses  Verfahren  auf  die
 beabsichtigte  Wiederausfuhr  abstellt  und  die  Ware  nur
 zeitlich  befristet  verwendet  werden  kann.  Ferner  sind
 Verbrauchsgüter von diesem Verfahren ausgenommen.

 8.  Notwendig  war  daher  die  Schaffung  eines  eigenständi-
 gen,  nationalen  Zollverfahrens,  das  allerdings  mit  den
 grundsätzlichen  Regelungen  des  europäischen  Zoll-
 rechts  harmoniert  und  den  Umständen  eines  gemein-
 samen  Binnenmarktes  Rechnung  trägt.  Hierzu  hat  die
 Kommission ihre Zustimmung erteilt.

 9.  Die  in  der  Bundesrepublik  Deutschland  stationierten
 ausländischen  Streitkräfte  und  SHAPE  als  oberstes
 militärisches  NATO-Hauptquartier  wurden  beteiligt  und
 ihre Interessen berücksichtigt.

 10.  Der  vorliegende  Gesetzentwurf  berücksichtigt  ge-
 schlechtergerechte  Formulierungen,  soweit  Fachbegriffe
 nicht  durch  das  europäische  Zollrecht  oder  das  Völker-
 recht  definiert  und  somit  vorgegeben  sind.  Auf  Grund
 des  unterschiedlichen  Sprachgebrauchs  im  Völkerrecht
 und  im  europäischen  Zollrecht  konnten  nicht  durchge-
 hend  die  Begrifflichkeiten  des  europäischen  Zollrechts
 verwendet werden.

 11.  Bund,  Länder  oder  Gemeinden  werden  durch  die  Aus-
 führung dieses Gesetzes nicht mit Kosten belastet.
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12.  Eine  Informationspflicht  für  die  Wirtschaft  wird  geän-
 dert  (§  105a  der  Energiesteuer-Durchführungsverord-
 nung).  Hierdurch  werden  Bürokratiekosten  in  Höhe  von
 geschätzt 2  246  000 Euro pro Jahr eingespart.

 Energieunternehmen  wird  bereits  bisher  auf  Antrag  eine
 Steuerentlastung  für  nachweislich  versteuerte  Energieer-
 zeugnisse,  die  an  die  ausländischen  Streitkräfte  geliefert
 werden,  gewährt.  Der  Lieferung  steht  die  Abgabe  an  zum
 Bezug  berechtigte  Mitglieder  der  Streitkräfte  gleich.  Hierzu
 mussten  die  Mitglieder  der  Streitkräfte  jedoch  gesonderte
 Gutscheine  (Größenordnung  der  Coupons  zwischen  1  und
 10  Litern)  an  der  Tankstelle  abgeben.  Zukünftig  ist  es  den
 Energielieferanten  möglich,  ein  Tankkartenverfahren  einzu-
 führen.

 Es  ist  bereits  jetzt  absehbar,  dass  die  Abgabe  von  18  Millio-
 nen  Gutscheinen  pro  Jahr  durch  ein  Tankkartenverfahren
 abgelöst  wird.  Hierdurch  kommt  es  insbesondere  bei  den
 teilnehmenden  Tankstellenpächtern  zu  deutlichen  Einspa-
 rungen.  Die  bisherigen  Bürokratiekosten  der  Pächter,  die
 nun  entlastet  werden,  betrugen  bei  einem  Stundensatz  von
 28,5  Euro  rund  1  959  000  Euro  pro  Jahr.  Daneben  fielen
 Portokosten  in  Höhe  von  geschätzt  426  000  Euro  an.  Neu
 hinzu  kommen  zukünftig  die  Kosten  für  die  Tankkarten  in
 geschätzter Höhe von 200  000 Euro pro Jahr.

 II. Besonderer Teil

 Zu Artikel 1  (Truppenzollgesetz 2009)

 Zu §  1  (Begriffsbestimmungen)

 Die  Lesbarkeit  des  Gesetzes  wird  verbessert,  indem  für  die
 Regelungsmaterie  wichtige  Begriffe  sowie  Rechtsnormen
 vorab definiert („vor die Klammer gezogen“) werden.

 Zu §  2  (Grundsatz, Geltungsbereich, Truppenverwendung)

 Zu Absatz 1

 Absatz  1  beschreibt  den  Zweck  des  Gesetzes  und  stellt  klar,
 dass  bestehende  völkerrechtliche  Verträge  und  Verwaltungs-
 vereinbarungen  durch  dieses  Gesetz  nicht  eingeschränkt
 werden.

 Zu Absatz 2

 Absatz  2  beschränkt  die  Anwendbarkeit  des  Gesetzes  auf
 den  deutschen  Teil  des  Zollgebietes  der  Europäischen  Ge-
 meinschaft.

 Zu Absatz 3

 Absatz  3  führt  die  Truppenverwendung  als  eigenständiges
 nationales  Zollverfahren  ein,  das  mit  den  Regelungen  des  eu-
 ropäischen  Zollrechts  verknüpft  ist.  Ferner  wird  der  Vorrang
 des  Truppenzollgesetzes  als  Sondergesetz  gegenüber  dem
 gemeinschaftlichen  Zollrecht  geregelt  und  bestimmt,  dass
 im  Übrigen  das  gemeinschaftliche  Zollrecht  anwendbar
 bleibt,  soweit  in  den  völkerrechtlichen  Verträgen  oder  Ver-
 waltungsvereinbarungen nichts anderes geregelt ist.

 Zu §  3  (Überführung  von  Nichtgemeinschaftswaren  in  die
 Truppenverwendung)

 Zu Absatz 1

 Satz  1  schreibt  für  die  Gewährung  der  Abgabenbefreiungen
 der  genannten  völkerrechtlichen  Vereinbarungen  und  nach
 §  11  dieses  Gesetzes  für  Nichtgemeinschaftswaren  verfah-
 rensrechtlich  die  Überführung  in  die  Truppenverwendung
 vor.  Satz  2  der  Vorschrift  stellt  klar,  dass  Waren,  die  nach  die-
 sen  Bestimmungen  nicht  abgabenbegünstigt  sind,  nicht  in
 das  Verfahren  der  Truppenverwendung  übergeführt  werden
 können.

 Zu Absatz 2

 Absatz  2  erweitert  unter  den  dort  genannten  Voraussetzun-
 gen  den  Personenkreis,  der  das  Verfahren  der  Truppenver-
 wendung  in  Anspruch  nehmen  kann,  auf  Personen,  die  die
 ausländischen  Streitkräfte  mit  abgabenbegünstigten  Waren
 beliefern  wollen.  Durch  die  damit  geschaffene  abgaben-
 rechtliche  Verantwortung  der  liefernden  Person  wird  die
 Sicherheit  der  Warenübergabe  an  die  ausländischen  Streit-
 kräfte  erhöht.  Die  Belieferung  von  Mitgliedern  der  ausländi-
 schen  Streitkräfte  kann  nicht  bewilligt  werden,  um  die  in  den
 völkerrechtlichen  Vereinbarungen  und  in  diesem  Gesetz  vor-
 gesehenen  Beschränkungen  für  die  Mitglieder  der  ausländi-
 schen  Streitkräfte  (z.  B.  die  Rationsmengen  des  §  18)  nicht
 zu unterlaufen.

 Zu Absatz 3

 Absatz  3  bestimmt,  dass  Absatz  2  für  die  Belieferung  der
 Hauptquartiere sinngemäß gilt.

 Zu §  4  (Anmeldung  und  Zollabfertigung  zur  Truppenver-
 wendung)

 Zu Absatz 1

 Absatz  1  legt  die  einzelnen  Formen  der  Anmeldung  von
 Nichtgemeinschaftswaren  zur  Truppenverwendung  und  die
 gegebenenfalls  für  die  Anmeldung  zu  verwendenden  Doku-
 mente  fest  und  differenziert  dabei  zwischen  den  einzelnen
 anmeldenden  Personen  und  deren  Handlungen.  Die  Doku-
 mente  ergeben  sich  mit  Ausnahme  des  Einheitspapiers  aus
 den  völkerrechtlichen  Abkommen  und  den  daraufhin  ge-
 schlossenen Verwaltungsvereinbarungen.

 Zu Absatz 2

 Vergleichbar  der  Rechtslage  im  Gemeinschaftszollrecht
 bestimmt  Absatz  2,  dass  eine  schriftliche  Zollanmeldung
 erforderlich  ist,  wenn  die  eingeführte  Ware  Verboten  oder
 Beschränkungen  für  den  Warenverkehr  über  die  Grenze  un-
 terliegt,  und  stellt  klar,  dass  die  einführende  Person  im  Besitz
 der erforderlichen Dokumente sein muss.

 Zu Absatz 3

 Absatz  3  legt  die  Fälle  fest,  in  denen  bei  der  Anmeldung
 durch  Mitglieder  der  ausländischen  Streitkräfte  oder  Haupt-
 quartiere  eine  Einfuhr-/Erwerbsgenehmigung  vorgelegt  wer-
 den muss.
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Zu Absatz 4

 Absatz  4  bestimmt,  dass  Waren  bei  Vornahme  der  Handlun-
 gen  im  Sinne  des  Absatzes  1  Nr.  3,  6  und  7  als  in  die  Trup-
 penverwendung übergeführt gelten.

 Zu den Absätzen 5 und 6

 Die  Absätze  5  und  6  tragen  der  Tatsache  Rechnung,  dass
 nicht  an  allen  Orten  der  Einfuhr  von  Waren  durch  ausländi-
 sche  Streitkräfte,  Hauptquartiere  und  ihre  Mitglieder  Zoll-
 stellen eingerichtet sind.

 Werden  an  solchen  Orten  Waren  eingeführt,  die  gemäß  Ab-
 satz  3  mit  Einfuhr-/Erwerbsgenehmigung  angemeldet  wer-
 den  müssen,  unterstellt  Absatz  5,  dass  sich  die  Waren  in  der
 vorübergehenden  Verwahrung  nach  dem  Zollkodex  befin-
 den.  Damit  ist  die  Situation  der  Ware  vorläufig  geregelt.  In-
 nerhalb  der  genannten,  dem  Gemeinschaftszollrecht  entspre-
 chenden  Frist  ist  die  Ware  bei  einer  Zollstelle  vorzuführen
 (zu gestellen) und anzumelden.

 Werden  an  solchen  Orten  Waren  eingeführt,  für  die  auf
 Grund  von  Verboten  und  Beschränkungen  eine  schriftliche
 Zollanmeldung  erforderlich  ist  (Absatz  2),  unterstellt
 Absatz  6,  dass  sich  die  Waren  in  der  vorübergehenden
 Verwahrung  nach  dem  Zollkodex  befinden.  Voraussetzung
 dafür  ist,  dass  die  einführende  Person  im  Besitz  der  Doku-
 mente  ist,  die  nach  den  Vorschriften  erforderlich  sind,  in  de-
 nen  Regelungen  über  Verbote  und  Beschränkungen  getrof-
 fen werden (z.  B. Waffengesetz).

 Zu §  5  (Überführung  in  die  Truppenverwendung  unter  Ein-
 satz der Datenverarbeitung)

 §  5  regelt  die  Zollanmeldung  zur  Überführung  in  die  Trup-
 penverwendung  unter  Einsatz  von  Informatikverfahren,  die
 vom  Bundesministerium  der  Finanzen  zu  diesem  Zweck  zu-
 gelassen werden.

 Zu §  6  (Vereinfachte Zollanmeldung)

 §  6  regelt  die  Verwendung  vereinfachter  Zollanmeldeverfah-
 ren  durch  Verweis  auf  die  entsprechenden  Vorschriften  des
 Gemeinschaftszollrechts.  Dadurch  ist  es  nach  entsprechen-
 der  Bewilligung  möglich,  Waren  mit  unvollständiger  oder
 vereinfachter  Zollanmeldung  oder  durch  Anschreibung  in
 der Buchführung in die Truppenverwendung zu überführen.

 Zu §  7  (Einfuhr-Höchstmengen)

 §  7  legt  die  mit  den  ausländischen  Streitkräften  und  Haupt-
 quartieren  vereinbarten  Höchstmengen  hinsichtlich  der  Ein-
 fuhr  bestimmter  verbrauchsteuerpflichtiger  Waren  aus  Dritt-
 ländern  durch  ihre  Mitglieder  fest.  Die  Abgabenfreiheit  bei
 der  Einfuhr  dieser  Waren  kann  von  einem  Mitglied  der
 ausländischen  Streitkräfte  oder  Hauptquartiere  gemäß  Arti-
 kel  66  Abs.  2  des  Zusatzabkommens  zum  NATO-Truppen-
 statut  beziehungsweise  Artikel  2  des  Statusübereinkommens
 nur  einmal  pro  Monat  und  nur  für  Waren  im  persönlich  mit-
 geführten Gepäck in Anspruch genommen werden.

 Zu §  8  (Einfuhr  von  Nichtgemeinschaftswaren  aus  anderen
 Mitgliedstaaten)

 Satz  1  berücksichtigt  den  Umstand,  dass  seit  Verwirklichung
 des  europäischen  Binnenmarktes  an  den  Binnengrenzen  kei-
 ne  Zollstellen  mehr  vorhanden  sind,  an  denen  Abfertigungen
 von  Nichtgemeinschaftswaren  aus  anderen  Mitgliedstaaten

 erfolgen  könnten.  Deswegen  wird  eine  Abfertigung  dieser
 Waren zur Truppenverwendung unterstellt.

 Satz  2  soll  sicherstellen,  dass  die  jeweiligen  Nichterhebungs-
 verfahren,  insbesondere  Versandverfahren,  ordnungsgemäß
 beendet  werden.  Da  das  NATO-Truppenstatut  nur  den  Be-
 griff  „Einfuhr“  für  den  Warentransport  nach  Deutschland
 kennt,  konnte  der  sonst  übliche  Begriff  „Verbringen“  für  den
 Warentransport  aus  anderen  Mitgliedstaaten  nicht  verwendet
 werden.

 Zu §  9  (Übergang  von  Gemeinschaftswaren  in  die  Trup-
 penverwendung)

 Zu Absatz 1

 Die  Regelung  setzt  die  verschiedenen  Tatbestände  um,  nach
 denen  ausländische  Streitkräfte  Gemeinschaftswaren  unter
 Umsatz-  oder  Verbrauchsteuerbegünstigung  aus  dem  Inland
 oder  anderen  Mitgliedstaaten  beziehen  können.  Diese  Waren
 gelten  mit  ihrer  Lieferung  als  in  die  Truppenverwendung
 übergeführt  und  als  Nichtgemeinschaftswaren.  Dies  ermög-
 licht  bei  späterer  Überlassung  an  eine  nichtberechtigte  Per-
 son  die  Erhebung  der  Umsatzsteuer  als  Einfuhrumsatzsteuer
 zusammen  mit  den  Verbrauchsteuern  nach  den  Regelungen
 dieses Gesetzes durch eine Zollstelle.

 Nummer  1  setzt  Artikel  67  Abs.  3  Buchstabe  a  Ziffer  ii
 und  iv  des  Zusatzabkommens  zum  NATO-Truppenstatut
 hinsichtlich  solcher  Gemeinschaftswaren  um,  die  umsatz-
 steuerfrei  oder  verbrauchsteuerfrei  aus  Steuerlagern  (Her-
 stellungsbetriebe  oder  Lagerstätten  für  verbrauchsteuer-
 pflichtige  Waren)  oder  unter  Verbrauchsteuervergütung  an
 die ausländischen Streitkräfte geliefert werden.

 In  den  Nummern  2  und  3  wird  die  Situation  der  Waren  gere-
 gelt,  die  nach  §  1c  des  Umsatzsteuergesetzes  als  nicht  steu-
 erbarer  Umsatz  aus  anderen  Mitgliedstaaten  oder  gemäß  §  4
 Nr.  7  Buchstabe  c  des  Umsatzsteuergesetzes  umsatzsteuer-
 frei  aus  dem  Inland  an  die  ausländischen  Streitkräfte  in
 Deutschland geliefert werden.

 Nummer  4  regelt  die  Situation  der  Waren,  die  nach  dem
 Energiesteuerrecht  aus  dem  freien  Verkehr  unter  Vergütung
 der  Energiesteuer  an  die  ausländischen  Streitkräfte  geliefert
 werden.

 Zu Absatz 2

 Absatz  2  trifft  eine  dem  Absatz  1  entsprechende  Regelung
 für  Waren,  die  den  Hauptquartieren  nach  Artikel  2  des
 Hauptquartierprotokolls  und  den  Artikeln  14  und  15  des  Er-
 gänzungsabkommens  umsatzsteuerfrei  oder  verbrauchsteu-
 erfrei  aus  Steuerlagern  geliefert  werden  und  für  Waren,  die
 diesen  nach  Artikel  67  Abs.  3  Buchstabe  a  Ziffer  iv  des
 Zusatzabkommens  und  dem  Energiesteuerrecht  aus  dem
 freien  Verkehr  unter  Entlastung  von  der  Energiesteuer  gelie-
 fert werden.

 Zu Absatz 3

 Absatz  3  enthält  Sonderregelungen  für  Marktordnungs-
 waren,  die  unter  Gewährung  von  Ausfuhrerstattung  an  die
 ausländischen  Streitkräfte  und  die  Hauptquartiere  geliefert
 werden.  Diese  Waren  gehen  mit  ihrer  Lieferung  in  die  Trup-
 penverwendung  über  und  werden  wie  Nichtgemeinschafts-
 waren  behandelt.  Die  Vorschrift  setzt  Artikel  36  Abs.  1
 Buchstabe  c  der  Verordnung  (EG)  Nr.  800/1999  der  Kom-
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mission  über  gemeinsame  Durchführungsvorschriften  bei
 landwirtschaftlichen  Erzeugnissen  um  und  übernimmt  eine
 Regelung,  die  bislang  in  §  5  Abs.  1  Nr.  3  der  nationalen  Aus-
 fuhrerstattungsverordnung enthalten war.

 Zu §  10  (Einfuhr  von  Gemeinschaftswaren  aus  anderen
 Mitgliedstaaten)

 §  10  regelt  den  Übergang  von  Gemeinschaftswaren,  die  nach
 den  Bestimmungen  des  NATO-Truppenstatuts  oder  anderer
 völkerrechtlicher  Vereinbarungen  oder  nach  nationalen  Vor-
 schriften  von  ausländischen  Streitkräften,  Hauptquartieren
 oder  ihren  Mitgliedern  in  anderen  Mitgliedstaaten  abgaben-
 begünstigt  aus  einem  Drittland  eingeführt,  aus  einem  weite-
 ren  Mitgliedstaat  eingeführt  oder  in  diesem  Mitgliedstaat  be-
 zogen  wurden  und  dann  in  den  Geltungsbereich  dieses
 Gesetzes verbracht werden, in die Truppenverwendung.

 Diese  Waren  gelten  mit  der  Einfuhr  als  Nichtgemeinschafts-
 waren  und  auch  als  in  die  Truppenverwendung  übergeführt.
 Dies  ermöglicht  bei  späterer  Überlassung  an  eine  nichtbe-
 rechtigte  Person  die  Erhebung  der  Umsatzsteuer  als  Einfuhr-
 umsatzsteuer  zusammen  mit  den  Verbrauchsteuern  nach  den
 Regelungen dieses Gesetzes durch eine Zollstelle.

 Die  Norm  berücksichtigt  hierbei  den  Umstand,  dass  seit  Ver-
 wirklichung  des  europäischen  Binnenmarktes  an  den  Bin-
 nengrenzen  keine  Zollstellen  mehr  vorhanden  sind,  an  denen
 entsprechende  Abfertigungen  erfolgen  könnten.  Die  Ver-
 wendung  des  Begriffs  „Einfuhr“  ergibt  sich  wie  in  §  8  aus
 dem NATO-Truppenstatut.

 Zu §  11  (Abgabenbegünstigter  Erwerb  von  Kraftfahrzeugen)

 §  11  trifft  eine  Regelung,  die  es  den  Mitgliedern  der  auslän-
 dischen  Streitkräfte  und  der  Hauptquartiere  ermöglicht,
 Kraftfahrzeuge  aus  bestimmten  Zollverfahren  des  Zoll-
 kodexes,  nämlich  dem  Zolllagerverfahren,  dem  Verfahren
 der  aktiven  Veredelung  und  dem  der  vorübergehenden  Ver-
 wendung  unmittelbar  einfuhrabgabenbegünstigt  zu  ihrem
 ausschließlichen  persönlichen  Gebrauch  zu  beziehen.  Die
 Norm  stellt  eine  Verfahrensvereinfachung  dar,  weil  andern-
 falls  der  Bezug  der  Waren  über  die  Beschaffungsstellen  der
 jeweiligen  Dienststellen  der  ausländischen  Streitkräfte  oder
 Hauptquartiere erfolgen müsste.

 Zu §  12  (Zollrechtlicher Status der Waren, Vermutung)

 §  12  regelt,  dass  Waren  im  Besitz  der  ausländischen  Streit-
 kräfte,  Hauptquartiere  und  ihrer  Mitglieder  als  Nichtgemein-
 schaftswaren in der Truppenverwendung anzusehen sind.

 Der  bereits  im  Truppenzollgesetz  1962  enthaltene  –  wider-
 legbare  –  Vermutungstatbestand  ist  erforderlich,  weil  den
 ausländischen  Streitkräften,  Hauptquartieren  und  ihren  Mit-
 gliedern  keine  Anschreibungs-  und  Buchführungspflichten
 über  Verbleib  und  Verwendung  der  abgabenbegünstigt  ein-
 geführten  oder  bezogenen  Waren  auferlegt  sind.  Die  Zoll-
 behörden  können  daher  nicht  prüfen,  ob  für  die  Waren  Ab-
 gabenvergünstigungen  in  Anspruch  genommen  wurden.  Die
 Vermutung  entspricht  den  tatsächlichen  Verhältnissen,  denn
 im  Regelfall  wurden  für  Waren  im  Besitz  der  ausländischen
 Streitkräfte,  Hauptquartiere  und  ihrer  Mitglieder  Vergünsti-
 gungen in Anspruch genommen.

 Zu §  13  (Beendigung der Truppenverwendung)

 Zu Absatz 1

 Satz  1  regelt  die  Beendigung  des  Zollverfahrens  der  Trup-
 penverwendung  entsprechend  dem  Gemeinschaftszollrecht.
 Satz  2  regelt  abweichend  vom  Gemeinschaftszollrecht,  dass
 eine  Zerstörung  nicht  in  jedem  Fall  vorab  mitzuteilen  ist.
 Dies  ist  notwendig,  weil  im  Gemeinschaftszollrecht  die  Zer-
 störung  nur  unter  zollamtlicher  Beteiligung  erfolgen  darf,
 während  diese  Verfahrensweise  im  Truppenzollrecht  –  so-
 weit  die  Zerstörung  durch  eine  berechtigte  Person  erfolgt  –
 nicht  praktikabel  ist.  Satz  3  regelt,  wer  verpflichtet  ist  die
 Mitteilung  vorzunehmen,  wenn  die  Zerstörung  durch  eine
 nichtberechtigte  Person  erfolgt.  Satz  4  schafft  für  die  Wie-
 derausfuhr  eine  dem  Gemeinschaftszollrecht  entsprechende
 Anmeldeverpflichtung.

 Zu Absatz 2

 Die  Norm  verpflichtet  den  Inhaber  einer  Bewilligung  nach
 §  3  Abs.  2  bei  der  Zuführung  von  Waren  in  seiner  Truppen-
 verwendung  zu  einer  neuen  zollrechtlichen  Bestimmung  die
 vorherige  Genehmigung  der  Zollbehörden  einzuholen.  Diese
 Verpflichtung  stellt  sicher,  dass  die  Truppenverwendung  des
 Bewilligungsinhabers  nicht  zur  Umgehung  des  gemein-
 schaftsrechtlichen  Zolllagerverfahrens  in  Anspruch  genom-
 men wird.

 Zu Absatz 3

 Absatz  3  regelt,  dass  die  Truppenverwendung  endet,  wenn
 die  Einfuhrwaren  aus  dem  Geltungsbereich  des  Gesetzes  in
 einen  anderen  Mitgliedstaat  ausgeführt  werden.  Dies  ist  Fol-
 ge  der  Ausgestaltung  der  Truppenverwendung  als  nationales
 Zollverfahren.  Die  Verwendung  des  Begriffs  „Ausfuhr“  er-
 gibt  sich  analog  der  Erklärung  wie  in  §  8  zum  Begriff  der
 „Einfuhr“ aus dem NATO-Truppenstatut.

 Zu Absatz 4

 Absatz  4  schreibt  vor,  dass  Waren  in  der  Truppenverwen-
 dung  nur  im  Rahmen  von  Versandverfahren  nach  den  Vor-
 schriften  des  Gemeinschaftszollrechts  in  andere  Mitglied-
 staaten  ausgeführt  werden  dürfen.  Diese  Regelung  gilt  nicht
 für  Waren  in  der  Truppenverwendung  der  Mitglieder  der
 ausländischen  Streitkräfte  oder  der  Hauptquartiere,  die
 durch die Mitglieder selbst befördert werden.

 Zu Absatz 5

 Hier  werden  die  Fälle  geregelt,  in  denen  eine  Ausfuhr  in  ein
 Drittland  nur  im  Rahmen  von  Versandverfahren  erfolgen
 darf.

 Zu §  14  (Anmeldung  und  Zollabfertigung  zur  Ausfuhr  in
 ein Drittland)

 §  14  regelt  für  die  Ausfuhr  in  ein  Drittland  entsprechend  §  4
 Abs.  1, 2 und 4 die Anmeldung der Einfuhrwaren.

 Zu §  15  (Ausfuhr  in  ein  Drittland  unter  Einsatz  der  Daten-
 verarbeitung)

 §  15  regelt  die  Zollanmeldung  zur  Ausfuhr  in  ein  Drittland
 mit  dem  Ziel  der  Beendigung  der  Truppenverwendung  unter
 Einsatz  von  Informatikverfahren,  die  vom  Bundesministe-
 rium der Finanzen zugelassen werden.
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Zu §  16  (Übernahme  von  Waren  aus  der  Truppenverwen-
 dung,  Zuführung  zu  einer  anderen  zollrechtlichen
 Bestimmung)

 Zu Absatz 1

 Absatz  1  regelt  das  Verfahren  der  ordnungsgemäßen  Über-
 nahme  von  Waren  aus  der  Truppenverwendung  der  ausländi-
 schen  Streitkräfte,  der  Hauptquartiere  und  ihrer  Mitglieder
 durch  eine  nichtberechtigte  Person.  Die  Norm  stellt  eine
 zollamtliche Beteiligung sicher.

 Zu Absatz 2

 Absatz  2  stellt  eine  zollamtliche  Beteiligung  sicher,  wenn  ein
 Mitglied  der  Streitkräfte  oder  der  Hauptquartiere  über  die
 festgelegte  Rationsmenge  des  §  18  hinaus  bestimmte  ver-
 brauchsteuerpflichtige  Waren  bezieht  oder  seinen  Status  als
 berechtigte  Person  verliert  und  einen  Wohnsitz  in  Deutsch-
 land  begründet  oder  behält,  da  nur  so  eine  Zollabfertigung
 nach §  21 möglich ist.

 Zu Absatz 3

 Die  Norm  verpflichtet  die  berechtigten  Personen,  die  Waren
 erst  zu  übergeben,  wenn  ihnen  eine  zollamtliche  Beteiligung
 nachgewiesen wurde.

 Zu Absatz 4

 Die  Regelung  ermöglicht  es,  das  im  Gemeinschaftszollrecht
 vorgesehene  vereinfachte  Anmeldeverfahren  der  Anschrei-
 bung  von  Waren  in  der  Buchführung  auch  zur  Beendigung
 der Truppenverwendung zu nutzen.

 Zu Absatz 5

 Absatz  5  stellt  in  Ergänzung  zu  Absatz  1  klar,  dass  für  das
 Verfahren  der  Übergabe  von  Waren  in  der  Truppenverwen-
 dung  durch  Inhaber  einer  Bewilligung  nach  §  3  Abs.  2  die
 Regelungen  des  Gemeinschaftszollrechts  –  und  nicht  des
 §  16 Abs.  1 – gelten.

 Zu §  17  (Pflichten  aus  der  Inanspruchnahme  der  Truppen-
 verwendung, Zweckwidrige Verwendung)

 Zu Absatz 1

 Absatz  1  Nr.  1  stellt  klar,  dass  Einfuhrwaren  ausschließlich
 durch  berechtigte  Personen  nach  Maßgabe  der  völkerrecht-
 lichen  Vereinbarungen  verwendet  werden  dürfen.  Absatz  1
 Nr.  2  regelt,  dass  eine  Verwendung  von  Einfuhrwaren  durch
 privatrechtliche  Unternehmen,  denen  eine  Bewilligung  zur
 Belieferung  der  Streitkräfte  oder  der  Hauptquartiere  erteilt
 wurde,  nur  entsprechend  dieser  Bewilligung  erfolgen  darf.
 Für  beide  Fälle  können  Ausnahmen  im  Verordnungswege
 vorgesehen werden.

 Zu den Absätzen 2 und 3

 Diese  Absätze  bestimmen  die  wichtigsten  Tatbestände  der
 pflichtwidrigen Verwendung von Einfuhrwaren.

 Wird  eine  Einfuhrware  ohne  vorherige  Beteiligung  einer
 deutschen  Zollstelle  in  einem  anderen  Mitgliedstaat  an  eine
 nichtberechtigte  Person  verkauft,  erfüllt  dies  den  Tatbestand
 einer  Pflichtverletzung  nach  §  17  Abs.  2  Nr.  3,  weil  die  Ein-

 fuhrware  endgültig  in  einen  anderen  Mitgliedstaat  ausge-
 führt  wird  und  bei  einer  Wiedereinfuhr  nicht  mehr  in  die
 Truppenverwendung  übergeführt  werden  kann.  Zur  Vermei-
 dung  einer  Doppelbesteuerung  sieht  das  Truppenzollgesetz
 in  diesem  Fall  keine  Pflichtverletzung  vor,  wenn  unverzüg-
 lich  eine  ordnungsgemäße  Zollabfertigung  in  einem  anderen
 Mitgliedstaat erfolgt.

 Zu §  18  (Rationsmengen)

 Absatz  1  legt  die  mit  den  ausländischen  Streitkräften  und
 dem  obersten  NATO-Hauptquartier  vereinbarten  grundsätz-
 lichen  Rationsmengen  hinsichtlich  des  Bezugs  bestimmter
 verbrauchsteuerpflichtiger  Waren  fest.  Darüber  hinaus  kön-
 nen  die  ausländischen  Streitkräfte  oder  Hauptquartiere  einer
 berechtigten  Person  in  Absprache  mit  dem  Bundesministe-
 rium  der  Finanzen  den  Bezug  bis  zu  den  in  Absatz  2  genann-
 ten  Mengen  gewähren.  Abweichend  davon  können  die  aus-
 ländischen  Streitkräfte  oder  Hauptquartiere  unter  den  in
 Absatz  3  genannten  Bedingungen  besondere  Rationsmengen
 gewähren.

 Diese  Regelung  entstammt  den  mit  den  ausländischen  Streit-
 kräften  und  Hauptquartieren  geschlossenen  Verwaltungsab-
 kommen aus dem Jahre 1959.

 Zu §  19  (Abgabenschuld, Abgabenschuldner)

 Zu Absatz 1

 Absatz  1  stellt  klar,  dass  sich  die  Abgabenschuldentstehung
 bei  der  Überführung  einer  Einfuhrware  in  den  zollrechtlich
 freien  Verkehr  nach  den  Vorschriften  des  Gemeinschaftszoll-
 rechts  sowie  des  Umsatz-  und  Verbrauchsteuerrechts  richtet.
 Auch  die  an  die  Entstehung  der  Abgabenschuld  anknüpfen-
 den  Regelungen,  wie  z.  B.  die  Person  des  Abgabenschuld-
 ners  und  der  Zeitpunkt  der  Entstehung  richten  sich  nach  die-
 sen  Vorschriften.  Das  nationale  Truppenzollrecht  kann
 hierzu  keine  eigenen  Regelungen  treffen,  weil  es  sich  bei  der
 Überführung  in  den  freien  Verkehr  um  ein  gemeinschafts-
 rechtliches Zollverfahren handelt.

 Zu Absatz 2

 Absatz  2  regelt  die  Abgabenschuldentstehung  im  Fall  der
 Verletzung  einer  Pflicht  im  Sinne  des  §  17  und  den  Zeitpunkt
 ihrer  Entstehung.  Da  im  §  17  die  Pflichten  aus  der  Inan-
 spruchnahme  der  Truppenverwendung  national  geregelt
 werden,  müssen  auch  die  abgabenrechtlichen  Konsequenzen
 einer Pflichtverletzung hier geregelt werden.

 Zu Absatz 3

 Die  Vorschrift  regelt,  dass  eine  Abgabenschuld  sowohl  nach
 Absatz  1  als  auch  nach  Absatz  2  nur  hinsichtlich  der  Abga-
 benarten  entsteht,  für  die  bei  der  Überführung  in  das  Verfah-
 ren  eine  Abgabenvergünstigung  in  Anspruch  genommen
 wurde.  Damit  wird  verhindert,  dass  eine  Ware  mehrfach  mit
 der gleichen Abgabenart belastet wird.

 Zu Absatz 4

 Absatz  4  bestimmt  die  Personen,  die  Abgabenschuldner  in
 den Fällen des Absatzes 2 werden.



Drucksache 16/11566 – 22 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode
Zu §  20  (Beendigung  vorangegangener  Zollverfahren  mit
 wirtschaftlicher Bedeutung)

 Zu Absatz 1

 Absatz  1  schafft  die  Möglichkeit  für  Verfahrenserleichterun-
 gen  bei  dem  Übergang  von  Waren  aus  einer  aktiven  Verede-
 lung  oder  dem  Zolllagerverfahren  in  die  Truppenverwen-
 dung.

 Zu Absatz 2

 Absatz  2  bestimmt,  wie  in  den  Fällen  der  Verfahrenserleich-
 terungen  nach  Absatz  1  der  Nachweis  der  Übergabe  der
 Waren zu führen ist.

 Zu §  21  (Verlust  der  Rechtsstellung  als  Mitglied  der  auslän-
 dischen Streitkräfte oder der Hauptquartiere)

 Zu Absatz 1

 Die  Norm  regelt  die  Anwendbarkeit  der  gemeinschaftsrecht-
 lichen  Vorschriften  für  Übersiedlungsgut  nach  dem  Verlust
 der  Rechtsstellung  einer  berechtigten  Person.  Hierbei  wird
 klargestellt,  dass  diese  Vorschriften  auch  auf  Personen
 Anwendung  finden,  die  Mitglieder  der  Streitkräfte  eines
 Mitgliedstaates der Europäischen Union sind.

 Die Regelung entspricht §  6 des Truppenzollgesetzes 1962.

 Zu Absatz 2

 Absatz  2  schafft  eine  Absatz  1  entsprechende  Regelung  für
 Mitglieder  eines  NATO-Hauptquartiers.  Da  Hauptquartiere
 nicht  einem  einzelnen  Staat  zugeordnet  werden  können,  ist
 hier  die  Staatsangehörigkeit  der  berechtigten  Person  maß-
 geblich.  Klargestellt  wird,  dass  diese  Regelung  nicht  für  Mit-
 glieder  der  Hauptquartiere  gilt,  die  die  deutsche  Staatsange-
 hörigkeit besitzen.

 Zu §  22  (Harmonisierungsvorschrift  für  Waren  aus  anderen
 Mitgliedstaaten)

 Zu Absatz 1

 Die  Vorschrift  regelt,  dass  Waren  von  Mitgliedern  der  aus-
 ländischen  Streitkräfte  oder  eines  Hauptquartiers,  die  in
 einem  anderen  Mitgliedstaat  stationiert  sind  und  sich
 vorübergehend  zu  privaten  Zwecken  in  Deutschland  aufhal-
 ten,  als  in  die  vorübergehende  Verwendung  unter  vollstän-
 diger  Befreiung  von  den  Einfuhrabgaben  übergeführt  gelten.
 §  22  findet  jedoch  keine  Anwendung  auf  Waren  von  US-Sol-
 daten,  die  außerhalb  der  Bundesrepublik  Deutschland  in
 Europa  oder  Nordafrika  stationiert  sind,  weil  das  Abkom-
 men  zwischen  der  Bundesrepublik  Deutschland  und  den
 Vereinigten  Staaten  von  Amerika  über  die  Rechtsstellung
 von  Urlaubern  vom  3.  August  1959  (BGBl.  II  1961  S.  1384)
 den  US-Soldaten  die  Rechtsstellung  als  berechtigte  Person
 einräumt.

 Zu Absatz 2

 Absatz  2  regelt,  dass  §  22  keine  Anwendung  findet,  wenn
 andere  Mitgliedstaaten  eigenständige  Regelungen  getroffen
 haben.

 Zu §  23  (Vertretung)

 §  23  schränkt  das  Vertretungsrecht  für  Mitglieder  der  auslän-
 dischen  Streitkräfte  und  Hauptquartiere  ein.  Diese  Regelung
 ist  notwendig,  um  Missbrauch  entgegenzuwirken,  weil  an-
 dernfalls  nichtberechtigte  Personen  unmittelbar  Abfertigun-
 gen  zur  Truppenverwendung  durchführen  könnten  und  nicht
 in  ausreichendem  Maße  sichergestellt  wäre,  dass  die  Ware
 einer berechtigten Person übergeben wird.

 Zu §  24  (Übergangs- und Schlussvorschriften)

 Zu Absatz 1

 Die  Vorschrift  schafft  die  Verknüpfung  zwischen  dem  bishe-
 rigen  Truppenzollgesetz  und  dem  vorliegenden  Gesetz,  in-
 dem  sie  den  Übergang  der  Waren  aus  der  nicht  vorüber-
 gehenden  Zollgutverwendung  nach  §  1  TrZG  1962  in  die
 Truppenverwendung nach diesem Gesetz unterstellt.

 Zu Absatz 2

 Absatz  2  bestimmt,  dass  Bewilligungen  für  die  Belieferung
 der  ausländischen  Streitkräfte  und  der  Hauptquartiere  mit
 einfuhrabgabenbegünstigten  Waren  für  die  Dauer  von  sechs
 Monaten  als  Bewilligungen  im  Sinne  des  §  3  Abs.  2  dieses
 Gesetzes  gelten.  In  diesem  Zeitraum  sind  Anträge  auf  Bewil-
 ligungen nach §  3 Abs.  2 dieses Gesetzes zu stellen.

 Zu Absatz 3

 Das  Gemeinschaftszollrecht  schreibt  für  die  Bearbeitung,
 Verarbeitung,  Ausbesserung  und  Lagerung  von  Nichtge-
 meinschaftswaren  die  Zollverfahren  der  aktiven  Veredelung
 und  des  Zolllagers  vor.  Unternehmen,  die  Waren  für  die  aus-
 ländischen  Streitkräfte  oder  die  Hauptquartiere  bearbeiten,
 verarbeiten  oder  lagern,  müssen  diese  Tätigkeiten  ebenfalls
 im  Rahmen  der  genannten  Zollverfahren  abwickeln  und  be-
 nötigen  daher  die  entsprechende  Bewilligung.  Absatz  3  be-
 stimmt,  dass  für  eine  Übergangsfrist  von  drei  Monaten  diese
 Bewilligungen  als  erteilt  gelten,  um  den  Unternehmen  Gele-
 genheit  zu  geben,  entsprechende  Bewilligungsanträge  zu
 stellen.

 Für  die  Ausbesserung  von  Waren  ist  keine  Bewilligung
 einer  aktiven  Veredelung  erforderlich,  weil  §  17  Abs.  2
 Buchstabe  b  die  Ausbesserung  im  Verfahren  der  Truppen-
 verwendung ermöglicht.

 Zu Absatz 4

 Die  Norm  stellt  klar,  dass  dieses  Gesetz  auch  hinsichtlich  der
 nach  den  Artikeln  71  und  72  des  Zusatzabkommens  be-
 stimmten  Organisationen,  Unternehmen  und  ihren  Ange-
 stellten  sowie  der  technischen  Fachkräfte  nach  Artikel  73
 des Zusatzabkommens Anwendung findet.

 Zu §  25  (Ermächtigungen)

 Die  Norm  ermächtigt  das  Bundesministerium  der  Finanzen
 zum  Erlass  einer  Rechtsverordnung  zur  Durchführung  dieses
 Gesetzes.  Hervorzuheben  ist  die  Ermächtigung,  den  Kreis
 der  Pflichtverletzungen,  die  sich  auf  die  ordnungsgemäße  In-
 anspruchnahme  der  Truppenverwendung  nicht  ausgewirkt
 haben,  d.  h.  die  keine  Abgabenschuldentstehung  zur  Folge
 haben,  abschließend  festzulegen.  Dies  entspricht  der  Rechts-
 lage  im  europäischen  Zollrecht,  in  dem  die  Kommission  der
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Europäischen  Union  die  Tatbestände,  die  nicht  zu  einer  Ein-
 fuhrabgabenschuldentstehung  nach  Artikel  204  des  Zoll-
 kodexes  führen,  in  der  Zollkodex-Durchführungsverord-
 nung abschließend festgelegt hat.

 Zu §  26  (Ordnungswidrigkeiten)

 Zu Absatz 1

 Absatz  1  bestimmt  die  Ordnungswidrigkeitentatbestände  bei
 Verstößen  gegen  Pflichten  aus  den  §§  13,  16  oder  17.  Damit
 wird  erstmals  eine  bußgeldrechtliche  Ahndungsmöglichkeit
 für truppenzollrechtliche Pflichtverletzungen geschaffen.

 Zu Absatz 2

 Absatz  2  stellt  klar,  dass  Absatz  1  nicht  für  ausländische
 Streitkräfte  und  Hauptquartiere  als  Organisationen  Anwen-
 dung  findet.  Weiterhin  wird  klargestellt,  dass  die  völker-
 rechtlichen  Regelungen  zur  Strafgerichtsbarkeit  zu  beachten
 sind.  Die  Durchführung  von  Bußgeldverfahren  ist  daher  nur
 gegen  natürliche  Personen  möglich,  die  der  deutschen  Straf-
 gerichtsbarkeit unterliegen.

 Zu Artikel 2  (Änderung  des  Gesetzes  zum  Haupt-
 quartierprotokoll)

 Zu Nummer 1

 In  Artikel  1  wurden  die  Regelungen  bezüglich  der  Durchfüh-
 rung  der  Abgabenbefreiungen  für  die  Waren  der
 NATO-Hauptquartiere  und  ihrer  Mitglieder  aufgenommen.
 Artikel 4 des Gesetzes zum Protokoll kann damit entfallen.

 Zu Nummer 2

 Es handelt sich um eine Folgeänderung.

 Zu Artikel 3  (Änderung  der  Ausfuhrerstattungsver-
 ordnung)

 Die  Regelungen  des  §  5  Abs.  1  Nr.  3  Satz  2  und  3  wurden  in
 Artikel  1  §  9  Abs.  3  aufgenommen  und  sind  daher  zu  strei-
 chen.

 Zu Artikel 4  (Änderung  des  Offshore-Steuergeset-
 zes)

 Zu Nummer 1

 Die  Umsetzung  der  Vergünstigungen  nach  dem  Off-
 shore-Steuerabkommen  ist  bislang  im  Offshore-Steuerge-
 setz  und  der  dazu  erlassenen  Rechtsverordnung  geregelt.
 Aus  Gründen  der  Übersichtlichkeit  wird  Artikel  1  für  sinn-
 gemäß  anwendbar  erklärt.  Artikel  VI  des  Offshore-Steuerab-
 kommens  setzt  für  die  Rechtmäßigkeit  der  ordnungsgemä-
 ßen  Inanspruchnahme  der  Zoll-  und  Steuerbegünstigung
 einen  Nachweis  voraus.  Dieser  Nachweis  ist  durch  gegensei-
 tige  Vereinbarung  festgelegt  worden.  Es  handelt  sich  hierbei
 nicht  um  das  Formblatt  302,  sondern  um  das  Formblatt  „Ver-
 teidigungsausgaben  der  Vereinigten  Staaten  –  Bescheini-
 gung I für die Zollbehörde“.

 Zu Nummer 2

 Es handelt sich um eine Folgeänderung.

 Zu Artikel 5  (Aufhebung  der  Verordnung  zur  Durch-
 führung  der  zoll-,  verbrauchsteuer-  und
 monopolrechtlichen  Bestimmungen  des
 Offshore-Steuergesetzes)

 Die  Offshore-Steuerverordnung  kann  entfallen  und  wird  auf-
 gehoben.

 Zu Artikel 6  (Änderung  der  Energiesteuer-Durch-
 führungsverordnung)

 Die  Steuerentlastung  für  bestimmte  Energieerzeugnisse  wur-
 de  bislang  im  §  2  Abs.  2  des  Truppenzollgesetzes  1962  gere-
 gelt.  Mit  der  Neufassung  des  Truppenzollgesetzes  muss  die-
 se  Regelung  in  die  Energiesteuer-Durchführungsverordnung
 aufgenommen  werden  und  zeitgleich  mit  den  truppenzoll-
 rechtlichen Vorschriften in Kraft treten.

 Zu Artikel 7  (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)

 Die  Vorschrift  bestimmt,  dass  dieses  Gesetz  zum  1.  Novem-
 ber  2009  in  Kraft  tritt  und  gleichzeitig  das  Truppenzollgesetz
 1962  außer  Kraft  gesetzt  wird.  Die  Ermächtigung  für  die
 Rechtsverordnung  zu  Artikel  1  tritt  am  Tag  nach  der  Verkün-
 dung in Kraft.
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Anlage 2
 Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates
 Gesamtherstellung: 
 Vertrieb:  Bundesanzeiger  Verlagsg
 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  den  Gesetzentwurf  auf
 Bürokratiekosten,  die  durch  Informationspflichten  begrün-
 det werden, geprüft.

 Mit  dem  vorliegenden  Entwurf  wird  eine  Informations-
 pflicht  für  die  Wirtschaft  geändert.  Hierdurch  ergibt  sich  eine
 Reduzierung  der  Bürokratiekosten  in  geschätzter  Höhe  von
 rund  2  246  000  Euro  pro  Jahr.  Für  Bürgerinnen  und  Bürger
 sowie  die  Verwaltung  werden  keine  Informationspflichten
 eingeführt, geändert oder aufgehoben.

 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  im  Rahmen  seines  ge-
 setzlichen  Prüfauftrages  keine  Bedenken  gegen  das  Rege-
 lungsvorhaben.
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